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Veroffentlichungsexemplar

Amt -60.5- Greifswald, den 23.02.2024
Hi/Me/Ka/Ha “ 44 05

Amt -60.2-

Herr Akrami

Stellungnahme Umweltabteilung zum Vorentwurf des
Bebauungsplanes Nr. 105 - Steinbeckervorstadt - (Stand 01/2024)

Immissionsschutz

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung sind die Auswirkungen der vorhandenen gewerblichen
Anlagen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nach TA Larm sowie des Strafenverkehrs-
larms nach RLS 19 zu untersuchen und mit den Vorgaben der DIN 18005 Teil 1 zu vergleichen. Falls erfor-
dertich sind MaRBnahmen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen zu untersuchen und im B-Plan
festzusetzen. Im Sondergebiet SO 1 werden gegenwartig Boote gelagert und teilsaniert. Entweder sind die
Arbeiten bei der schalltechnischen Untersuchung mit zu berlicksichtigen oder die Nutzung ist im SO 1 durch
eine textliche Festsetzung auszuschliefien.

Die Entwicklung eines Bebauungsplanes mit einem Fokus auf eine nachhaltige Mobilitat wird ausdrdckiich
begriiBt. Im Rahmen eines Mobilitdtskonzeptes ist der tatsiachliche Bedarf fir das WA 2 zu ermittelt und
aufzuzeigen, mit welchen Mobilitdtselementen eine nachhaltige Mobilitat erreicht werden kann (Konkreti-
sierung von Pkt. 1.3.2). Gegebenenfalls werden Festsetzungen bzw. vertragliche Regelungen mit den zu-
kiinftigen Eigentlimern erforderlich. In diesem Zusammenhang sollte der Greifswalder Leitfaden Mobilitats-
konzepte als Erkenntnisquelle mit genutzt werden. Weiterhin wird empfohlen, im WA 1 40 % der Stellplatze
durch ein Mobilitatskonzept zu kompensieren und die Festsetzung im Pkt. 4 entsprechend zu erganzen. Die
Méglichkeit der Stellplatzsatzung solite an dieser Stelle zur Verpflichtung werden. Im Sinne der Forderung
einer nachhaltigen Mobilitdt kann damit die Wirtschaftlichkeit nachhaltiger Mobilitdtselemente erreicht
bzw. gesteigert werden.

Weiter wird empfohlen, im Pkt. 4 den Teil B des B-Planes durch eine Festsetzung zu ergénzen, die gewahr-
leistet, dass samtliche Fahrradstellplatze fur die Anwohner {berdacht und ADFC-konform errichtet werden.

Die Ausweisung der StraRenrandbebauung als MU wird als sehr kritisch angesehen. Mit einer zulassigen
Larmbelastung von 63 dB(A) als Mittelwert Gber den Tagzeitraum wird den Anwohnern eine theoretisch sehr
hohe gewerbliche Larmbelastung zugemutet. Die einzelnen als MU eingestuften Gebiete sind zu tberprifen
und nach Méglichkeit in M1 zu wandeln. Allein die Lage an einer hoch belasteten StraRe rechtfertigt weder
die Ausweisung eines MI noch die eines MU.

Der Betreiber einer Luftwarmepumpe sowie Kraft-Warme-Kopplungsanlage hat den Nachweis zu
erbringen, dass die Anlage im Volllastbetreib eine nach TA Larm zu ermitteinde Zusatzbelastung von 34
dB(A) nicht Uberschreitet. Zur Grundstlckgrenze ist zusétzlich ein Grenzabstand von 3,00 m vorzusehen.
Fiir den Nachweis ist der Schalleistungspegel der Warmepumpe / Kraft-Kopplungsaniagen aufgrund von
Tonhaltigkeit mit einem Zuschlag von 3 dB (A) anzusetzen. Der Nachweis kann durch eine Herstellerbe-
scheinigung oder eine Inbetriebnahmemessung unter Volllastbetrieb erfolgen.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind die Stellplatze von Parkanlagen entsprechend § 22
Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 3 Abs. 6 BImSchG so zu errichten, dass ein Mindestabstand von 5 m
zur angrenzenden schutzbedrftigen Nutzung zu gewahrleisten ist.
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Klimaschutz

Kapitel 4.9: Umbenennen in ,Masterplan 100% Klimaschutz"

Textvorschlag:

Greifswald hat sich im Juli 2022 per Blirgerschaftsbeschluss das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2035 klima-
neutral zu werden. Im Masterplan 100% Klimaschutz der UHGW vom September 2017 wird dargestellt,
dass der Verkehrssektor wie auch der Wohnsektor jeweils fur ca. ein Drittel der stadtischen Emissionen
verantwortlich sind.

Als weitere Aufgabe steht in Greifswald die ,Kommunale Warmeplanung® an, gesetzlich verpflichtet ist die
Stadt, diesen Plan bis zum Jahr 2028 vorzulegen.

Kapitel 7

In Text aufnehmen:

»Greifswald hat sich im Juli 2022 per Blirgerschaftsbeschluss das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2035 klima-
neutral zu werden. Im Masterplan 100% Klimaschutz der UHGW vom September 2017 wird dargestellt,
dass der Verkehrssektor wie auch der Wohnsektor jeweils fir ca. ein Drittel der stadtischen Emissionen
verantwortlich sind.

Durch Sanierungen der bestehenden Gebaude im B-Plan 105 lassen sich langfristig erhebliche Einsparun-
gen im Warmebedarf erzielen. Neben der Warmedammung schreibt das Gebéaudeenergiegesetz eine Er-
neuerung von Heizungen vor, die weder einen Brennwert- noch einen Niedertemperaturkessel haben und
alter als 30 Jahre sind. Die Warmeversorgung muss dabei mit einem Anteil von mindestens 15% erneuer-
barer Energien erfolgen.

Zudem missen ab 2028 neu eingebaute Heizungen zu mindestens 65 Prozent mit erneuerbaren Energien
betrieben werden. Stellt die Kommune, wie von Greifswald geplant, bereits vorher den Kommunalen War-
meplan auf, ist bereits ab diesem Zeitpunkt der Anteil von 65% erneuerbarer Energien beim Heizungs-
tausch zu erreichen. Sollte die Kommunale Warmeplanung einen Ausbau des Warmenetzes fiir das Plange-
biet vorsehen, hat die Nutzung des Netzes Vorrang und besteht Anschlusspflicht entsprechend Fernwarme-
satzung. Gleiches gilt flir den Neubau im Plangebiet. Wird kein Netz geplant oder wird dieses erst zu einem
- spateren Zeitpunkt errichtet, muss beim Neubau bereits ab Zeitpunkt des Inkrafttretens des Kommunalen
Warmeplans der Anteil von 65% regenerativer Energien bei der Warmeversorgung eingehalten werden.*

Satz ,Um die MaRnahmen des Klimaschutzkonzeptes im W&rmebereich auf Basis der Kraft-Warme-
Kopplung zu foérdern..."

Andern: ,Um die MaRnahmen des Masterplan 100% Klimaschutz im Warmebereich umzusetzen, soll der
Anschluss des Plangebietes an das Fernwarmenetz geprift und bei Anschlussfahigkeit ein Zeitplan zur
Umsetzung aufgestellt werden.*

Hinweis: Idealerweise sollte der BPlan beziglich der Warmeversorgung soweit durchgeplant werden, dass
die Vorgaben des Bebauungsplanes in die Kommunale Warmeplanung Ubernommen werden Kdnnen.
Alternativ muss, wenn der Kommunale Warmeplan vor dem Bebauungsplan aufgestelit wird, der Bebau-
ungsplan die diesbezliglichen Vorgaben (ibernehmen.

Die Stadtwerke sollten prifen, ob der Anschluss der Steinbecker Vorstadt an das Wérmeversorgungsnetz
méglich ist oder ob ein Nahwédrmenetz unter Nutzung regenerativer Energien denkbar ist. Die eventuell fir
die Versorgung notwendigen Flachen miissen im Bebauungsplan gekennzeichnet werden.

Ist keine netzgebundene Warmeversorgung machbar, sind die Alternativen aufzuzeigen.

Die PV-Pflicht wird begrift.

Kommunale Nachhaltigkeitsstrategie der Universitéts- und Hansestadt Greifswald
Bitte zu dieser Thematik Aussagen in der Begrindung aufnehmen.

Boden/Wasser

zu Kap. 5.3 Grundwasser/ Versickerungsfahigkeit des Bodens
Zur Klarung hydrogeologischer Fragestellungen wurde im Ergebnis des Scopingtermins ein Gutachten ge-
fordert und beauftragt.



Im Text werden die wesentlichen Ergebnisse und geforderten MaBnahmen gut beschrieben. Die Beschrei-
bung potenziell anderer Auswirkungen (..“wirkt der sandig-kiesige Fullboden wie eine wasserfihrende Rin-
ne....") zeigen scheinbar keinen Bezug zum Gutachten bzw. noch nachtréaglich geflihrten Abstimmungen mit
dem Gutachter. Wenn im vorherigen Abschnitt bereits die Vollauskofferung aus Kostengriinden ausge-
schlossen ist, ist diese Begrindung bereits hinreichend. Ahnlich verhalt es sich mit den Uberschittungen.
Es sollte demzufolge gepruft werden, inwieweit derartige, sich inhaltlich doppelnde, Textabschnitte in der
Begriindung zum Vorentwurf entbehrlich sind.

Im Rahmen der klimatischen Veranderungen sollte die Einleitung von Niederschlagswasser ohne Oberfla-
chenzwischenspeicher in die Vorflut vermieden werden. Auch hohe Niederschlagsmengen in den Herbst-
monaten flhren nicht dazu, Defizite von mehreren niederschlagsarmen Jahren auszugleichen.

Dachbegriinung/Fassadenbegrinung
Hinweise analog B-Plan Nr. 3

Aufenbeleuchtung

(Festsetzungen von MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft)
Bisher keine Aussagen zum Thema AuRenbeleuchtung, sollte erganzt werden.

Es solite eine tier- und menschenfreundliche AuRenbeleuchtung festgesetzt werden (Farbtemperaturen von
1600 bis 2400, max. 3000 Kelvin, niedrige Intensitdt, dimmbar, bedarfsgesteuert, fokussiertes Licht, keine
Abstrahlung in die Umgebung). Es soliten konkrete rechtssichere Festsetzungen dazu vorgenommen wer-
den. Nicht funktional notwendige Beleuchtungen (abseits von Strafen und Wegen) soilten konsequent
ausgeschlossen werden. Es gibt keine generellen Beleuchtungspflichten.

Quelle flir textliche Festsetzungen: https://idur.de/wp-content/uploads/2021/12/IDUR-Sonderdruck-
Lichtverschmutzung-12.2021.pdf)

Nisthilfen flir Gebaudebriter

(Festsetzungen von Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft)

Bei Neubauten sollte verpflichtend der Einbau/Anbringen von Nisthilfen vorgeschrieben werden (Festset-
zung), da aufgrund der Bauvorschriften moderne Neubauten nur noch wenige Nistmoglichkeiten flr Ge-
baudebriter aufweisen.

Beispiel Festsetzung: Fiir gebaudebritende Vogelarten (Hausrotschwanz, Haussperling, Mehlschwalbe,
Mauersegler) und Fledermausarten (Zwerg-, Micken-, Breitfligelfledermaus) sind Nist- und Ruhestatten im
Bereich der Gebaude durch geeignete Bauweise in die Konstruktion zu integrieren oder als kinstliche Nist-
hilfen anzubringen. Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes und im Urbanen Gebiet sind an Gebauden pro
Grundstiick mindestens 4 Nist- und Ruhestatten anzubringen, die fiir mindestens eine der in Satz 1 ge-
nannten Arten aus jeder Tiergruppe (Végel und Flederméuse) geeignet sind. Die Einrichtungen sind im
Rahmen des Baugenehmigungs- oder nachzuweisen.

Kap. 8.12, S. 18

L Antennen oder Satellitenschiisseln werden auf den Erschliefungsstraen und Fugéangerbereichen nicht
erlaubt.”

Was ist damit gemeint? Der Bezug ist nicht kiar.

. Antennen oder Satellitenschiisseln sind auf den ErschlieBungsstrallen zugewandten Gebaudeseiten unzu-
lassig®

Die obige Aussage steht im Widerspruch zur Il. Bauordnungsrechtlichen Festsetzung Nr. 8.1. Dort steht:
Antennen und Satellitenschiisseln sind ausschlieBlich auf Gebaudedachern und nur bis zu einer Hbéhe von
max. 2,0 m zulassig.“ Nach der Festsetzung Nr. 8.1 sind gar keine Antennen und Satellitenschusseln an der
Fassade erlaubt.

Anderung der Festsetzung Nr. 8.1



Im B-Plan 3 waren Antennen und Satellitenschiisseln an Fassaden nicht erlaubt. Die Festsetzungen bei den
Antennen und Satellitenschiisseln sollten in allen 4 B-Planen gleich sein.

Redaktionelle Hinweise
Die Abbildung 3 hat eine geringe Qualitat. Bei 60.5 liegt der Landschaftsplan in digitaler Form vor.
Kap.5.2.: Niederschlagswasser - Zirkelbezug



Landkreis Vorpommern-Greifswald
Der Landrat " .
Veroffentlichungsexemplar

Landkreis Vorpommern-Greifswald, 17464 Greifswald, PF 11 32 Besucheranschrift: Leipziger Allee 26
Universitéts- - 17389 Anklam
ber Obe:” Amt: Amt flir Bau, Natur- und Denkmaischutz
i Sachgebiet: Technische Bauaufsicht/Bauplanung
Abt. ¢
Auskunft erteilt:  Herr Streich
Universitéts-iund Hansestadt Greifswald : /) OLS Q”I”"f‘e" 33234 87603142
elefon: -
Stadtbauamt. " Telefax: 03834 8760-93142
Markt 15 . = e E-Mail: viktor.streich@kreis-vg.de
17489 Greifswald beBPo: Landkreis Vorpommern-Greifswald
" - i - Zentrale Poststelle -
A Qe Tod Dew D g :
ety | R TRAE S prechzeiten
[ : B Ji: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr
Verfi s /('e'/f% I AL He. 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr
T - Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung
Aktenzeichen: 00150-24-46 Datum: 14.02.2024

Grundstuick: Greifswald, OT Greifswald, ~

Lagedaten: Gemarkung Greifswald, Flur 3, Flurstiick 41/4, Flur 4, Flurstiicke 22/3, 22/4, 22/5, 23, 24, 25, 26/1, 26/2,
27, 28/1,29/1, 30/1, 30/3, 30/4, 31, 32, 34/1, 35/1, 36, 37, 38/1, 38/2, 38/3, 21/1, 33, 44, 47/1, 47/3, 47/4

Vorhaben: Bebauungsplan Nr. 105 "Stemnbeckervorstadt” der Universitats- und Hansestadt Greifswald
hier: Beteiligung Tréger 6ffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 2350-2021

Gesamtstellungnahme als Trager offentiicher Belange geman § 4 Abs. 1 BauGB
hier:  Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 105 "Steinbeckervorstadt” der
Universitats- und Hansestadt Greifswald

Sehr geehrte Damen und Herren,

Grundlage fur die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen:

- Anschreiben der Universitats- und Hansestadt Greifswald vom 12.01.2024 (Eingangsdatum
12.01.2024)

- Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 105 Steinbeckervorstadt” der Universitats- und Hansestadt
Greifswald vom 11.01.2024

- Vorentwurf der Begriindung ohne Umweltbericht von Dezember 2023

- Geologische, hydrogeologische und hydrologische Untersuchung (Abschlussbericht) von August
2022

Das dargestelite Vorhaben wurde von den Fachamtern des Landkreises Vorpommern-Greifswald
beurteilt. Die Stellungnahmen der einzelnen Sachgebiete sind im Folgenden zusammengefasst.
Bei der Umsetzung des Vorhabens sind die darin enthaltenen Bedingungen, Auflagen und
Hinweise zu beachten und einzuhalten. Sollten Sie Nachfragen oder Einwande zu den einzelnen
Stellungnahmen haben, wenden Sie sich bitte an die jeweiligen Ansprechpartner:

1. Gesundheitsamt
1.1 SG Hygiene-, Umweltmedizin und Hafenarztlicher Dienst

Die fachliche Stellungnahme des Gesundheitsamtes wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht.

Landkreis Vorpommern-Greifswald Bankverbindungen Spark "

Hausanschrift Postanschrift Sparkasse Vorpommern parkasse Uecker-Randow

FeldstraRe 85 a Postfach 11 32 IBAN  DES6 1505 0500 0000 000191  /BAN ~ DE81 1505 0400 3110 0000 58
17489 Greffswald 17484 Greffswalo BIC  NOLADE21GRW BIC  NOLADE21PSW

Telefon 03834 8760-0 Internet wwav krets-vg de Glaubiger-ldentifikationsnummer
Telefax 03834 8760-9000 E-Mail  posteingang@kreis-vg de DE112Z200000202986
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2. Amt fir Bau, Natur- und Denkmalschutz

2.1.1 Team Bauplanung
Bearbeiter: Herr Streich; Tel : 03834 8760 3142

Die im Rahmen der Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Ubereinstimmung mit den Vorschriften des
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprift.

Die Planungsziele, welche mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 105 angestrebt werden,
sind nachvollziehbar und werden mitgetragen.

Im weiteren Planverfahren sind folgende Hinweise, Anregungen und Bedenken zu beachten:

1. Die Stadt Greifswald verfugt ber einen wirksamen Flachennutzungsplan (FNP).
Der Geltungsbereich des B- Plans Nr. 105 wurde im FNP zum Teil als Wohnbauflache (W),
zum Teil als gemischte Bauflache (M) und zu einem Teil als Wasserfliche dargestellt.
Die im Zusammenhang der Aufstellung des B- Plans Nr. 105 stehenden Festsetzungen zur Art
der baulichen Nutzungen befinden sich zum Teil nicht in Ubereinstimmung mit den
Darstellungen im FNP. Der Bebauungsplan Nr. 105 wird nur zum Teil aus dem FNP
entwickelt. Der Bebauungsplan Nr. 105 unterliegt demzufolge der Genehmigungspflicht.

Der Flachennutzungsplan wird jedoch im Parallelverfahren geandert (s. Abschnitt 4.4 der
Begriindung). Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich daher um einen
Bebauungsplan nach § 8 Abs. 3 BauGB. Wird der von dem Landrat des Landkreises
Vorpommern-Greifswald zu genehmigende Flachennutzungsplan zwischen Beschluss und
Veroéffentlichung des Bebauungsplanes wirksam, beurteilt sich die RechtméaRigkeit des
Bebauungsplanes in dem Fall zusatzlich nach dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1
BauGB; der Bebauungsplan bedarf dann keiner Genehmigung nach § 10 Abs. 2 BauGB mehr.
Andernfalls unterliegt der Bebauungsplan der Genehmigungspflicht.

2. Der Planzeichnung ist die Bezeichnung des Bebauungsplans als Satzung der Universitats- und
Hansestadt Greifswald, voranzustellen.

3. Die Planunterlage des B- Plans Nr. 105 ist zwingend mit einer Praambel (Einleitende
Rechtsbestimmungen) zu erganzen.

4. Die Planzeichnung ist mit der Flurgrenze, zwischen den Fluren 3 und 4 liegend, zu ergénzen.

5. Die Breiten der in der Planzeichnung festgesetzten Verkehrsflachen mit besonderen
Zweckbestimmungen, sind an relevanten Stellen zu vermafien.

6. Die in der Planzeichnung im WA 1, WA 2 und SO 2 durch Baugrenzen festgesetzten
uberbaubaren Grundstucksflachen, sind zu vermafen. Die Absténde dieser, in der
Planzeichnung festgesetzten Baufldchen zu den relevanten
Flurstlickgrenzen/Grundstiicksgrenzen, sind ebenfalls zu vermafen.

7. Die Breite des in der Planzeichnung festgesetzten Griinflachen ist an den relevanten Stellen zu
vermafien.

8. Da es sich bei dem Bebauungsplan Nr. 105 um einen eigenstandigen Bebauungsplan handeit,
sind die in der Planzeichnung durch Baugrenzen festgesetzten liberbaubaren
Grundstulcksflachen innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung zu schliefen.

9. In der Planzeichnung werden die westlich und nordlich verlaufende Grenze der raumlichen
Geltungsbereiche der sich dem Geltungsbereich des B- Plans Nr. 105 anschlieenden
Satzungen unzuldssiger Weise durch Planzeichen (berdeckt. Diese Darstellung ist inhaltlich
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zu Uberdenken.

10. Die in der Planzeichenerkldrung aufgefiihrten Planzeichen sind auf Vollsténdigkeit zu prifen
(es fehlt bspw. die Planzeichenerklarung zu den in der Planzeichnung aufgefiihrten
Planzeichen: WA1, WA 2und MU 1 und MU 2).

11. Der in der textlichen Festsetzung |.1.2.3 aufgefiihrte Verweis auf (Junker —Krause, 12/2018),
welche keine Regelung darstellt, ist in die Begriindung zu verschieben oder ersatzlos zu
streichen.

12. Die in textlichen Festsetzung 1.3.4 aufgefiihrte Rechtsgrundlage (§ 22 Abs. 2 BauNVO) ist auf
Richtigkeit zu prufen.
Der in dieser textlichen Festsetzung verwendete Begriff ,Abweichungen” ist inhaltlich zu
Uberdenken (,Ausnahmen®).

13. Die in den textlichen Festsetzungen |.4,getroffenen Regelungen zu Stellplatzen und
Nebenanlagen sind inhaltlich zu Uberdenken.
Die aufgefiihrten Rechtsgrundiagen sind auf Richtigkeit zu prifen.
Die Festsetzung zu den Stellplatzen flr mobilitatseingeschrénkte Personen konnen
ausnahmsweise zugelassen werden, ergibt sich nicht aus den, den textlichen Festsetzungen
|.4 vorangestellten Normen.

14. Die Planunterlage ist zwingend mit den Verfahrensvermerken zu ergénzen.

15. Die ErschlieRung des Plangebietes Uber vorhandene &ffentliche Straten ist im Bebauungsplan
darzustellen. Dazu ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes so zu erweitern, dass die
&ffentliche Verkehrsflache im Einbindungsbereich einbezogen und als &ffentliche
StraRenverkehrsflache dargestelit wird.

Denkbar wire auch die Klarstellung des StraRenanschlusses durch textliche Festsetzung, z.B.:
_Die Geltungsbereichsgrenze ist zwischen den Punkten A und B zugleich
StraRenbegrenzungslinie.”, da die der allgemeinen Erschlieffung dienenden offentlichen
Verkehrsfliachen in der Planzeichnung durch StraRenbegrenzungslinien abgegrenzt werden.

16. Die Begriindung ist zwingend mit den zu erwarteten Kapazitaten zu ergénzen.

17. Da die hier vorliegenden Beteiligungsunterlagen weder einen Vorentwurf des Umweltberichtes
noch eine Checkliste mit vorgeschlagenen Umfang und Detaillierungsgrad der erforderlichen
Umweltpriifung enthielten, konnte dieser Teil auch nicht geprift werden.

18. Im weiteren Planverfahren ist die Vereinbarkeit mit den naturschutzrechtlichen
Rechtsbestimmungen sowie die Vereinbarkeit mit den Zielen der Raumordnung
nachzuweisen.

2.2 SG Naturschutz

Die fachliche Stellungnahme des SG Naturschutz wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht.

3. Amt fiir Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung
3.1 SG Abfallwirtschaft/Immissionsschutz
3.1.1 SB Abfallwirtschaft/Bodenschutz

Bearbeiter: Herr Wieczorek; Tel.: 03834 8760 3237

Die untere Bodenschutzbehorde stimmt dem Vorhaben unter Beriicksichtigung folgender
Hinweise zu:
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Wahrend der BaumaRnahme auftretende Anzeichen auf Altlastverdachtsfidchen (vererdete Mull-
korper, Verunreinigungen des Bodens, Oberflaichen- und Grundwassers u. a.) sind der unteren
Bodenschutzbehorde des Landkreises Vorpommern-Greifswald (Standort Greifswald) sofort
anzuzeigen. Die Arbeiten sind zu unterbrechen. Die Behérde legt dann die weiteren Schritte fest.

Treten wahrend der BaumafRnahme Uberschussbéden auf oder ist es notwendig, Fremdbdden auf-
oder einzubringen, so haben entsprechend § 7 BBodSchG die Pflichtigen Vorsorge gegen das
Entstehen schadlicher Bodenverénderungen zu treffen.

Die Forderungen der §§ 9 ~ 12 der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)
vom 12.Juli 1999 (BGBI,, |, S. 1554) sind zu beachten. Dabei sind insbesondere die
Anforderungen der DIN 19371 (Ausgabe 5/98) zu beachten.

Im Rahmen der planerischen Abwégung sind die Zielsetzungen und Grundsitze des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) vom 17. Marz 1998 (BGBI. I, S. 502) in der zuletzt gliltigen
Fassung und des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG M-V) vom 04.Juli 2011 (GVOBI. M-V,
S. 754) zu beriicksichtigen.

Die untere Abfalibehorde stimmt dem Vorhaben unter Berlicksichtigung folgender Hinweise zu:

Hinsichtlich der Abfallentsorgung sind noch verschiedene Probleme zu besprechen. Diesbeziiglich

3.2 SG Wasserwirtschaft
Bearbeiterin: Frau Leis; Tel.: 03834 8760 3257

Die untere Wasserbehorde gibt zur vorgelegten Planung folgende Stellungnahme ab.

Oberflachengewésser

Das Vorhabensgebiet wird im Stiden durch den Fluss Ryck begrenzt.

Er ist in diesem Abschnitt Bundeswasserstrale sowie ein FlieRgewésser 1.0rdnung und unterliegt
aufgrund der GroRe seines Einzugsgebietes den Anforderungen der EG-Wasserrahmenrichtlinie
(EG-WRRL).

Es wird auf die Einhaltung der Artikel 1 und 4 der EG-WRRL hingewiesen, die jede nachteilige
Anderung des Zustandes eines Oberflichengew&ssers (Verschlechterungsverbot) untersagen.
Dabei sind Oberflachengewasser zu schiitzen, zu verbessern und zu sanieren, mit dem Ziel, einen
guten Zustand der Oberflaichengewésser (Zielerreichungsgebot) zu erreichen.

Derzeit befindet sich der Ryck (Wasserkdrper RYZI-1900) in einem méafigen 6kologischen und
nicht guten chemischen Zustand.

Durch das Vorhaben darf die WRRL-Zielerreichung nicht gefahrdet werden und es darf zu keiner
Verschlechterung des Gewasserzustandes kommen. Die Umsetzung der Vorgaben der EG-WRRL
obliegt dem STALU Vorpommern.

MaRnahmen, die dieses Gewasser oder seine Ufer betreffen, sind mit dem
unterhaltungspflichtigen Wasser- und Schifffahrtsamt Ostsee abzustimmen.

An der norddstlichen Grenze des Plangebietes verlduft der Graben 14/1/1 (Gewassercode
04.03.08), der sich nach § 40 WHG und § 63 Satz 1 Nr.2 Landeswassergesetz MV (LWaG) in der
Unterhaltungslast des Wasser- und Bodenverbandes ,Ryck/Ziese" befindet.

Zur Gewésserunterhaltung zahlt nach § 39 Abs.1 WHG u.a. die Sicherung eines
ordnungsgeméRen Wasserabflusses durch Erhaltung des Gewisserbettes, die Erhaltung und
Freihaltung der Ufer fiir den Wasserabfluss und die Erhaltung und Férderung der 6kologischen
Funktionsféhigkeit des Gewassers insbesondere als Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen.

Gewaésserrandstreifen dienen nach § 38 Abs.1 WHG der Erhaltung und Verbesserung
okologischer Gewasserfunktionen, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Wasserabflusses
sowie der Verminderung von Stoffeintrigen.
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Innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortslagen gibt es keinen gesetzlich geschitzten
Gewasserrandstreifen.

Die untere Wasserbehdrde des Landkreises VG kann jedoch gemafR § 38 Abs. 3 Satz 2 Nr.3 WHG
fur Gewdsser oder Gewasserabschnitte innerhalb bebauter Ortsteile Gewéasserrandstreifen mit
einer angemessenen Breite festsetzen.

Diese Festsetzung ist im Rahmen eines B-Planverfahrens méglich.

In Abstimmung mit dem Wasser- und Bodenverbandes ,Ryck/Ziese* wird hiermit der
Gewasserrandstreifen auf 5 Meter ab der Boschungskannte beidseitig des Grabens 14/1/1
festgesetzt. Der Gewasserrandstreifen ist entsprechend § 9 Abs.1 Nr.16 a Baugesetzbuch
(BauGB) und § 2 und Nr.10.3 der Anlage der Planzeichenverordnung (PZVO) in der
Planzeichnung (Teil A) zu kennzeichnen.

Verbote und Nutzungsbeschrankungen im Gewasserrandstreifen sind in § 38 Abs.4 WHG
festgelegt.

Ein Verbot fiir die Errichtung von Anlagen erfolgt mit dieser Vorschrift nicht.

Dazu ist § 36 WHG in Verbindung mit § 82 LWaG zu beachten, diese regeln die Errichtung, den
Betrieb, die Unterhaltung und Stilllegung von wasserrechtlich zulassungsfreien baulichen Anlagen
in, an, Uber und unter oberirdischen Gewassern.

Fir den nordlichen Teil des Plangebietes ist eine verkehrliche Erschlief3ung liber eine neue Stralle
vorgesehen. Nach den Planunterlagen quert diese Strafie einen vorhandenen Durchlass tber den
Graben 14/1/1. Dazu sind der bauliche Zustand und eine ausreichende Dimensionierung dieser
Anlage zu prufen. Machen sich bedingt durch das angezeigte Vorhaben bauliche Veranderungen
oder ein Neubau des Durchlasses erforderlich, sind entsprechend § 36 Abs.1 WHG und § 82
Abs.1,2 LWaG bei der unteren Wasserbehorde des Landkreises VG detaillierte Angaben zur
Bauausfuhrung einzureichen.

Die rechtlichen Grundlagen zum Gewasserrandstreifen sind in der Planzeichnung (Teil B), |II.
Nachrichtliche Ubernahmen gemaR § 9 Abs.1 Nr.16, Abs.6 BauGB und Kennzeichnungen gemaf
§ 9 Abs.6a BauGB zu erganzen bzw. unter Pkt. 6. zu korrigieren.

Trinkwasser/Trinkwasserschutz

Trinkwasserschutzgebiete geman § 51 WHG oder Vorrangs- bzw. Vorbehaltsflachen zur
Trinkwassersicherung sind von der Planung nicht betroffen.

Hochwassergefahrdung

Der Planbereich liegt mit seinen Gelandehéhen zwischen - 0,8 bis 2,60 m NHN unter dem
Bemessungshochwasserstand (BHW) fir Greifswald.
Zustandige Behdrde fiir Belange des Hochwasserschutzes ist das STALU Vorpommern.

Drainagen

Das B-Plangebiet ist mit Drainagen durchzogen. Im Vorfeld der Erschlieung und Bebauung sind
diese Anlagen mdglichst umfassend aufzuklaren und bei der ErschlieBungsplanung zu
berucksichtigen.

Niederschlagswasserbeseitigung

Niederschlagswasser ist gemaf § 55 Abs.1,2 WHG ordnungsgemaf und ohne Beeintrachtigung
des Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen.
Der Niederschlagswasserbegriff wird in § 54 Abs.1 Nr.2 WHG definiert.

Nach § 7 Abs.1 der Abwasserbeseitigungssatzung der Universitats- und Hansestadt Greifswald
besteht eine Anschluss- und Benutzungspflicht an die 6ffentlichen
Niederschlagswasserbeseitigungsaniagen fur Anschlussberechtigte und das auf ihren
Grundsticken anfallende Niederschlagswasser.
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Befreiungen davon sind in § 8 der Abwasserbeseitigungssatzung geregelt.

Die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Oberflichengewésser stellt eine Gewasserbe-
nutzung nach § 2 Abs.1 Nr.1; § 8 Abs.1 und § 9 Abs.1 Nr. 4 WHG dar, fiir die ein Antrag auf
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis bei der unteren Wasserbehorde des Landkreises VG
erforderlich ist.

Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist aufgrund des im Plangebiet vorhandenen hohen
Grundwasserstandes nicht generell moglich.

Solite eine Versickerung von Niederschlagswasser entsprechend der Anforderungen des
Arbeitsblattes DWA-A 138 ,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von
Niederschlagswasser" im Vorhabensgebiet zuldssig sein, ist fir die Errichtung der
Versickerungsanlage ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zur Benutzung des Grundwassers
gemal § 2 Abs.1 Nr.3, § 8 Abs.1 und § 9 Abs.1 Nr.4 WHG bei der unteren Wasserbehorde des
Landkreises VG zu stellen. Die Einhaltung der Anforderungen des Arbeitsblattes DWA-A 138
.Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschiagswasser” ist
nachzuweisen.

Teilbereiche des Vorhabensgebietes sind Uber eine offentliche Niederschlagswasser-kanalisation
erschlossen.

Das auf den an die Stralsunder StralRe angrenzenden Grundstiicken und den Verkehrsflichen der
Stralsunder Stralle anfallende Niederschlagswasser wird teilweise (iber eine offentliche
Niederschlagswasserkanalisation in den Ryck eingeleitet. Dafiir erteilte das Staatliche Amt fir
Umwelt und Natur Ueckerminde der Universitats- und Hansestadt Greifswald am 18.11.2009 die
wasserrechtliche Erlaubnis (Az: StAUN UEM 310d E7/9656/17/09).

Die Guiltigkeit dieser Erlaubnis ist hinsichtlich der GroRe des Einzugsgebietes und des Umfangs
der Gewasserbenutzung zu berpriifen. Anderungen der erlaubten Art und Menge des
einzuleitenden Niederschlagswassers sind nach Nebenbestimmung Nr.3.5. der genannten
Erlaubnis der unteren Wasserbehorde des Landkreises VG anzuzeigen und durch entsprechende
Unterlagen zu belegen.

Die Universitats- und Hansestadt Greifswald ist weiterhin Inhaberin der wasserrechtlichen
Erlaubnis (Az: 343.3.00.2015.012.01) vom 17.09.2015 fir die Einleitung des auf Verkehrsflachen
sowie befestigten Flachen von Anliegergrundstiicken anfallenden Niederschlagswassers aus dem
nordlichen Abschnitt des Museumshafens zwischen Stralsunder und SalinenstraRe in den Ryck.
Solite sich der Umfang der erlaubten Niederschlagswassermenge durch Einleitungen aus dem
Vorhabensgebiet erhdhen, ist auch hier nach Auflage Nr.3.10 der wasserrechtlichen Erlaubnis (Az:
343.3.00.2015.012.01) eine Anzeige bei der unteren Wasserbehérde des Landkreises VG
erforderlich.

- Die Angaben zur Niederschlagswasserbeseitigung in der Planzeichnung (Teil B),
IV. Hinweise sind unter Pkt. 2. zu korrigieren.

- Planzeichnung Text (Teil B)

I. Textliche Festsetzungen geman § 9 BauGB und BauNVO:
Unter Nr. 12.1 werden Festlegungen zur Dachbegriinung getroffen. Diese Angaben sind zu
konkretisieren und die Festlegungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Universitats- und
Hansestadt Greifswald in § 9 - Brauchwassernutzung - sind zu beachten.
Auf Dachflachen anfallendes Niederschlagswasser, das keiner unmittelbaren Beseitigung
zugefuhrt wird, sondern im Haushalt verwendet werden soll, ist anschlieRend als Schmutzwasser
in die offentliche Schmutzwasserkanalisation einzuleiten.
Wird das auf den Dachflachen anfallende Niederschlagswasser nicht als Brauchwasser genutzt, ist
eine ordnungsgemale Niederschlagswasserbeseitigung geman § 55 Abs.1,2 WHG zu
gewahrleisten.
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Schmutzwasserbeseitigung

Das im Vorhabensgebiet anfallende Schmutzwasser ist in die 6ffentliche Schmutzwasser-
kanalisation einzuleiten.
Die Abwasserbeseitigungssatzung der Universitats- und Hansestadt Greifswald ist zu beachten.

Nach § 9 Abs.6 BauGB sind gemeindliche Regeln zum Anschluss- und Benutzungszwang in den
Bebauungsplan nachrichtlich zu Gbernehmen.

In diesem Zusammenhang ist auf § 5 Abs. 3 Satz 4 der Abwasserbeseitigungssatzung zur
Anschluss- und Benutzungspflicht fir Gaststattenschiffe, die Gber einen stationéren Liegeplatz
verfligen hingewiesen.

Grundwasser

Die Entnahme von Grundwasser im Rahmen einer Grundwasserhaltung bzw. —absenkung ist
gemal § 8 Abs.1, § 9 Abs.2 Nr.1 WHG der unteren Wasserbehdrde des Landkreises VG
anzuzeigen.

Far die Errichtung von Erdwarmesondenanlagen ist eine Erlaubnis zur Benutzung des
Grundwassers gemaR § 8 Abs.1, § 9 Abs.1 WHG bei der unteren Wasserbehdrde des Landkreises
VG erforderlich.

4. Rechtsamt
41 SG Breitband
4.1.1 SB Breitband
Bearbeiter: Herr Hoffmann;, Tel.: 03834 8760 1243

Die Prifung hat ergeben, dass der eingereichte Antrag, Bereiche des gefoérderten
Breitbandausbaus beruhrt.

Nach § 146 Absatz 2 Telekommunikationsgesetz ist im Rahmen der Erschliefung von
Neubaugebieten stets sicherzustellen, dass geeignete passive Netzinfrastrukturen flr ein Netz mit
sehr hoher Kapazitat mitverlegt werden.

Sollen einzelne Grundstlicke erschlossen werden Fragen sie bei dem unten aufgeflihrten
Telekommunikationsunternehmen nach.

Die Trasse wurde genehmigt, es handelt sich um das Projektgebiet VG27_10 Cluster11_001. Das
Projektgebiet VG27_10 befindet sich gerade in der Planungs-/Umsetzungsphase.

Fir einen genauen Trassenverlauf oder einer Mitverlegung kontaktieren sie das ausflhrende
Telekommunikationsunternehmen:

Anschrift: AEP Plickhahn Netze GmbH
Breite Stralke 18b
17438 Wolgast
Ansprechpartner: Frank Plickhahn
Emait; aep@aepservice.de

Telefon: 03836/27770
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5. Ordnungsamt
5.1 SG Brand- und Katastrophenschutz
5.1.1 SB Katastrophenschutz
Bearbeiter: Herr Freisleben; Tel.: 03834 8760 2813

Die untere Katastrophenschutzbehérde duflert sich zum Vorhaben wie folgt:
* Munitionsgefahrdung

Im Kampfmittelkataster des Landes Mecklenburg-Vorpommern sind keine Eintragungen zu einer
Kampfmittelbelastung fir das Vorhaben vorhanden.

Sollten im Verlauf der Umsetzung eines Vorhabens trotz negativer Auskunft wider Erwarten
Kampfmittel bei Arbeiten entdeckt werden, so sind die Arbeiten einzustellen, der Fundort zu
raumen und abzusperren. Nachfolgend hat die Meldung liber den Notruf der Polizei oder die
nachste Polizeidienststelle an den Munitionsbergungsdienst M-V zu erfolgen. GemaR § 5 Abs. 1
Kampfmittelverordnung M-V ist die Fundstelle der 6rtlichen Ordnungsbehérde beim zusténdigen
Amt unverziglich anzuzeigen.

* Kreisgefahrdungsanalyse; Hier: Sturmflut/-nochwasser

Flr das Vorhabengebiet liegen Informationen zur Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie mit den
Ergebnissen und Darstellungen Hochwassergefahren- und -risikokarte, potentielle
Uberflutungsfléchen und Risikogebiete des Landesamt fiir Umwelt, Naturschutz und Geologie
Mecklenburg-Vorpommern vor.

In den nachfolgenden Darstellungen sind die potentiellen Uberflutungsraume nach den
Hochwasserwahrscheinlichkeiten geman den Ergebnissen der Hochwasserrisikomanagement-
Richtlinie (HWRM-RL) und die méglichen Uberflutungsfidchen bei Auslésung von
Hochwasseralarmstufen auf der Basis der Hochwasserschutzanalyse des Landkreises
Vorpommern Greifswald aufgezeigt.
T .y
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AS1-AS2

ﬂ AS2-AS3

D AS3-A54

AS 4 - BHW
unterhalb AS 1

« Andere Risiken oder Gefahren sind uns zurzeit nicht bekannt.

Mit freundlichen Griiken

Im Auftrag

»

Viktor Streich
Sachbearbeiter
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Auskunft erteilt:  Herr Streich

Universitats- und Hansestadt Greifswald %Z‘re"f“oenfj 3‘31234 6760.3142
Stadtbauamt Telefax: 03834 8760-93142

Markt 15 E-Mail: viktor.streich@kreis-vg.de
17489 Greifswald beBPo: Landkreis Vorpommern-Greifswald

- Zentrale Poststelle -

Sprechzeiten
Di: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung

Aktenzeichen:  00150-24-46 Datum: 12.03.2024
Grundstuick: Greifswald, OT Greifswald, ~

Lagedaten: Gemarkung Greifswald, Flur 3, Flurstiick 41/4, Flur 4, Flurstiicke 21/1, 22/3, 22/4, 22/5, 23, 24, 25, 26/1,
26/2, 27, 28/1, 29/1, 30/1, 30/3, 30/4, 31, 32, 33, 34/1, 35/1, 36, 37, 38/1, 38/2, 38/3, 44, 47/1, 4713, 47/4

Vorhaben: Bebauungsplan Nr. 105 "Steinbeckervorstadt" der Universitats- und Hansestadt Greifswald
hier: Beteiligung Tréger offentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 2350-2021

Nachtrag zur Gesamtstellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhalten Sie als Nachtrag zur Gesamtstellungnahme des Landkreises Vorpommern-
Greifswald vom 14.02.2024 die Stellungnahme des SG Naturschutz, Bearbeiterin ist Frau
Schreiber, Tel. 03834 8760 3214.

Ich mdchte Sie bitten, diese bei der weiteren Bearbeitung des Vorhabens zu beachten.

Die untere Naturschutzbehorde des Landkreises Vorpommern-Greifswald gibt zum o. g.
Vorhaben folgende Stellungnahme:

Umweltbericht:

Zur umfassenden Beurteilung der von der Hansestadt Greifswald eingereichten Anzeige (iber den
Bebauungsplan Nr. 105 ,Steinbeckervorstadt” ist entsprechend § 2 Abs. 4 des BauGB fur die
Belange des Umweltschutzes eine Umweltpriifung nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a des
Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I, S. 3634)
in der jetzt giiltigen Fassung durchzuflihren und den Behérden vorzulegen. Mit der Anderung des
BauGB und des UVPG des Bundes ist ein zusatzliches Schutzgut zu bewerten. Es handelt sich um
das Schutzgut ,Flache®, welches losgeldst vom Schutzgut ,Boden” zu betrachten ist.

Zur Erstellung des Umweltberichtes ist die Anlage 1 des V. g. Gesetzes anzuwenden.

Anforderungen an die Planung durch die Einbindung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung in das Abwagungsgebot

Landkreis Vorpommern-Greifswald Bankverbindungen . R

Hausanschrift Postanschrift Sparkasse Vorpommern parkassellieckersRandow)

Feldstafie 85 a Postfach 11 32 1BAN.  DE96 1505 050000000001 91 [BAN  DEB1 1505 0400 3110 0000 58
17489 Grelfswald 17464 Greifswald BIC:  NOLADE21GRW BIC.  NOLADE21PSW

Telefon 03834 8760-0 Internet www kreis-vg de Glaubiger-ldentifikationsnummer

Telefax 03834 8760-9000 E-Mall posteingang@kreis-vg de DE11Z2Z700000202986
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Entsprechend dem Abwagungsgebot des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB sind die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege hinsichtlich des Vermeidungs- und
Kompensationsgrundsatzes verfahrensmafig und inhaltlich vollstandig und abschlieRend auf der
Ebene der Bauleitplanung zu klaren. Es miissen deshalb alle anlagebedingten, betriebsbedingten
und baubedingten Projektwirkungen prognostiziert werden. In der Bauleitplanung ist abschlieend
dariiber zu entscheiden, ob sich die Eingriffe in Natur und Landschaft rechtfertigen lassen und ob
und in welchem Umfang fiir unvermeidbare Beeintrachtigungen Kompensationsmafnahmen
notwendig sind. Die Stadt ist deshalb nach § 1 a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB verpflichtet, {iber
alle Eingriffsfolgen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu entscheiden.

Die Bewertung der Eingriffs- und der Kompensationsmafinahmen sollte nach den Hinweisen zur
Eingriffsregelung fiir Mecklenburg-Vorpommern in der Neufassung von 2018 erfolgen.

Bei der Ausfiihrungsplanung fiir die Kompensationsmafnahmen sind die ermittelten
Anforderungen an die Funktionalitdt der Mafnahmen hinsichtlich der Eignung zu beriicksichtigen.

Befindet sich die Kompensationsmafinahme nicht auf dem Eingriffsgrundstiick, ist der Nachweis
der Flachen-verfligbarkeit zu erbringen, und die MaRnahmen sind durch Sicherung der
Grunddienstbarkeit und eine Vereinbarung zwischen dem ErschlieBungstréager, dem
Grundstiickseigentiimer, der Gemeinde und der unteren Naturschutzbehérde vertraglich zu
binden.

Gesetzlicher Geholzschutz nach § 18 NatSchAG MV

Im Plangebiet ist Gehdlzbestand vorhanden. Es ist zu prifen, ob es sich um einen Gehdlzbestand
nach § 18 NatSchAG M-V bzw. der Satzung der Hansestadt Greifswald handelt.

Ein genaues AufmaR ist den Planungsunterlagen nicht zu entnehmen.

GemaR § 18 Abs. 1 des Gesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfiihrung des
Bundesnatur-schutzgesetzes (Naturschutzausfiinrungsgesetz — NatSchAG M-V) vom 23. Februar
2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66) in der jetzt glitigen Fassung sind alle Baume mit einem
Stammumfang von mehr als 100 Zentimetern (gemessen in 1,30 Meter Héhe vom Erdboden)
gesetzlich geschitzt. Nach Ziffer 3.1.6 des Baumschutzkompensationserlasses besteht nur die
Verpflichtung zur Pflanzung von 1:1. Firr den dariiberhinausgehenden Kompensationsumfang
besteht ein Wahlrecht, ob gepflanzt oder ob eine Ausgleichszahlung erfolgen soll. Die Hansestadt
muss im Antrag auf Ausnahmegenehmigung bereits entscheiden, ob und in welchem Umfang sie
von diesem Wahlrecht Gebrauch machen will. Da die Belange von Naturschutz und
Landschaftspflege im Rahmen der Bauleitplanung vollstidndig und abschlieRend abgearbeitet
werden muissen, sind auch verbindlich verfiigbare Pflanzstandorte nachzuweisen bzw.
zuzuordnen. Es sind deshalb geeignete Pflanzstandorte innerhalb bzw. auRerhalb des
Plangebietes nachzuweisen und zu sichern.

Nach § 40 Abs. 3 des NatSchAG M-V konzentriert die Naturschutzgenehmigung zur Ausnahme
vom gesetzlichen Gehdlzschutz die Entscheidung zur Féallung der Baume entsprechend der
Satzung der Hansestadt.

Wenn die Beeintréchtigungen nicht vermeidbar sind, ist durch die Stadt fiir die entsprechenden
Baume ein entsprechend begriindeter Antrag auf Ausnahmegenehmigung zu stellen.

Belange nach § 19 NatSchAG MV

Entlang der Stralsunder Strafle sind Baume ausgewiesen, die Bestandteil einer einseitigen
Baumreihe sind und damit nach § 19 NatSchAG MV geschiitzt sind.
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Ich verweise hier auf den § 19 Abs. 1 und 2 NatSchAG M-V, der Folgendes ausflhrt:

(1) Alleen und einseitige Baumreihen an &ffentlichen oder privaten Verkehrsflachen

und Feldwegen sind gesetzlich geschiitzt. Die Beseitigung von Alleen oder einseitigen Baumreihen
sowie alle Handlungen, die zu deren Zerstérung, Beschadigung oder nachteiligen Veranderung
fiihren kdnnen, sind verboten. Dies gilt nicht fiir die Pflege und Rekultivierung vorhandener Garten-
und Parkanlagen entsprechend dem Denkmalschutzrecht.

(2) Die Naturschutzbehorde kann Befreiungen unter den Voraussetzungen des § 67 Absatz 1 und
3 des Bundesnaturschutzgesetzes erteilen. Bei Befreiungen aus Griinden der Verkehrssicherheit
liegen Griinde des Uberwiegenden offentlichen Interesses in der Regel erst dann vor, wenn die
MaRnahme aus Griinden der Verkehrssicherheit zwingend erforderlich ist und die
Verkehrssicherheit nicht auf andere Weise verbessert werden kann.

Mit der Neuausweisung der Baugrenzen im MU1, WA 1 und WA 2 ist sicherzustellen, dass die
Zufahrten zu den Grundstiicken so auszuweisen sind, dass der vorhandene Baumbestand
erhaiten bleibt.

Beriicksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften
Nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG gelten folgende Arten als besonders geschutzt:

e Arten der Anhénge A und B der EG-Verordnung 338/97

o Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 92/43/EWG

« Europaische Vogelarten

e Tier und Pflanzarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgefihrt sind;

Streng geschitzt sind laut § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG:

e Arten des Anhanges A der EG-Verordnung 338/97

o Arten des Anhanges IV der Richtlinie 92/43/EWG

« Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG
aufgeflihrt sind.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschltzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu téten oder ihre Entwickiungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschadigen oder zu zerstoren,

2. wild lebende Tiere der streng geschiitzten Arten und der europ&ischen Vogelarten wahrend
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich
zu storen; eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschiitzten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstoren,

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschiitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschédigen oder zu zerstoren.

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbesténde unterliegen nicht der gemeindlichen Abwagung.
Bei Betroffenheit besonders oder streng geschltzter Arten ist eine Ausnahme zu beantragen.
Einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG diirfen die dort genannten Bestimmungen der EG-
Vogelschutzrichtlinie und der FFH- Richtlinie nicht entgegenstehen.
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Festsetzungen im Textteil B und Kartenteil A

Fur die offentlichen und privaten Griinflachen sind konkrete Festsetzungen zu treffen. Es ist
bauplanungsrechtlich sicherzustellen, dass die ausgewiesenen Nutzungen auf Dauer
gewahrleistet werden.

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag

Viktof"Streich
Sachbearbeiter
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Stralsund, 19.03.24

Bebauungsplan Nr. 105 ,Steinbeckervorstadt” der Universitits- und Hansestadt
Greifswald

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank firr die Ubergabe der Unterlagen zum im Betreff genannten Vorhaben.

Auf der Grundlage der vorgelegten Unterlagen wird festgestellt, dass durch den Bebauungsplan
(BBP) Nr. 105 ,Steinbeckervorstadt® in Greifswald keine wasserwirtschaftlichen Anlagen in
Zustandigkeit des Staatlichen Amtes fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern (StALU VP)
betroffen sind und naturschutzrechtlichen Belange des StALU VP beriihrt werden.

Belange des Kiisten- und Hochwasserschutzes

GemaR § 107 Abs. 4 Nr. 1 und 2 LWaG sind die StALU fir Gewéasser 1. Ordnung und den
Kistenschutz zustandig. Die értliche Zustandigkeit des StALU VP ergibt sich aus
§ 3 LwUmwuLBehV MV.

Der B-Planbereich Nr. 105 ,Steinbeckervorstadt” liegt direkt am Ryck (oberhalb der Steinbecker
Bricke - 2. Ordnung).

Im Greifswalder Bodden kénnen erhéhte Wassersténde infolge Sturmhochwasser in der Ostsee
auftreten. Entsprechend der Richtlinie 2-5/2022 ,Referenzhochwasserstand und
Bemessungshochwasserstand" des Regelwerks Kiistenschutz M-V betragt der

- Referenzhochwasserstand (RHW) 2,40 m NHN.
Der RHW entspricht in etwa einem HW»o (Hochwasser mit statistischer
Wiederkehrwahrscheinlichkeit von 1 Mal in 200 Jahren)

- Bemessungshochwasserstand (BHW) 3,40 m NHN.
Der BHW berilcksichtigt zusatzlich zum RHW ein Vorsorgemal} von 1,00 m/100 a zur
Berucksichtigung eines beschleunigten, klimawandelinduzierten Meeresspiegelanstiegs.

Die Hansestadt Greifswald wird durch ein komplexes Klstenschutzsystem, u.a. dem Sperrwerk
an der Ryckmiindung mit den seitlichen Anschlussdeichen Wieck und Eldena, geschitzt.

Der Ausbau der Kisten- und Hochwasserschutzmaf3nahmen erfolgte auf Grundlage der
ehemaligen Richtlinie 2-5/2012 des Regelwerks "Kustenschutz M-V".

" Hausanschrift: i ' Telefon: 0385/ 588 68-000
Staatliches Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern Telefax: 0385 / 588 68-800
Badenstrale 18, 18439 Stralsund E-Mail: poststelle@staluvp.mv-regierung.de

Postanschrift: Webseite: www.stalu-vorpommern.de

Postfach 2541, 18412 Stralsund
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Unabhangig des hierdurch perspektivisch notwendigen Ertiichtigungs-/Anpassungsbedarfs der
Kustenschutzanlagen am Greifswalder Bodden wird sich auch ein erhéhter
Meereswasserspiegel auf das SchlieBregime des Sperrwerkes und die sowohl Normal- als auch
Hochwasserstdnde des Rycks auswirken.

Angesichts des prognostizierten Meeresspiegelanstieges von 1 m in den ndchsten 100 Jahren
wird sich auch der Mittelwasserstand des Ryck dramatisch erhéhen, so dass mittel- bis
langfristig mit einem Zustrom von Grundwasser aus Norden, Osten und Suden zu rechnen ist.
Hierdurch ist eine dauerhafte Uberflutung tieferliegender Bereiche des B-Plans zu befiirchten,
auerdem sind Auswirkungen auf die geplanten baulichen Anlagen und insbesondere ihre
Grindungen sehr wahrscheinlich.

In Pkt. 5.4 ,Hochwasserrisiko" der Begriindung zum B-Plan werden Aussagen zur
Hochwassergefahrdung, zum Hochwasserschutz sowie zur Hochwassergefahrdung bei
Versagen der Hochwasserschutzanlagen der Universitats- und Hansestadt Greifswald
getroffen. Das Vorsorgemaf wurde in den Ausfithrungen bereits beriicksichtigt.

Weiterhin wird die Hochwassergefahrdung durch erhdhte Wasserstande im Ryck beim
Zusammentreffen einer auferordentlich langanhaltenden Sturmflut und hiermit geschiossenem
Sperrwerk mit gleichzeitigen sehr hohen Binnenabflissen im Ryck (extremer Niederschlag
oder Schneeschmelze) und damit zu erwartenden Wasserstanden von 1,35 m NHN dargelegt.
Aufgrund der Gelédndehéhen von -0,8 bis 2,60 m NHN kann eine Hochwassergefahrdung fur
Teilbereiche des B-Plangebietes nicht ausgeschlossen werden.

Die getroffenen Festsetzungen zum Schutz vor Hochwasser sind aus Sicht des Kisten- und
Hochwasserschutz ausreichend.

In Teil B, Pkt. |, 2.2.2 des B-Plans sowie Pkt. 5.4 ,Hochwasserrisiko" der Begriindung zum
B-Plan sind MalRnahmen zur Vermeidung bzw. Minderung einer Hochwassergefahrdung der
baulichen Anlagen (Festsetzung der Oberkante FuBBboden bei Aufenthaltsrdumen von
Wohnungen und von Rdumen mit einer Beherbergung auf mind. 2,00 m NHN sowie der
Festsetzung der Oberkante des FuRBbodens fur betreutes Wohnen und von Transformator-
stationen (lber dem Niveau des Bemessungshochwassers (BHW) festgesetzt. Wie oben bereits
erwahnt, sind Anderungen des BHW nicht auszuschlieRen. In der Begriindung (5.4
Hochwasserrisiko) wird auf 3,40 m NHN abgestellt, ggf. ist eine konkrete Héhenangabe auch in
der textlichen Festsetzung 2.2.2 sinnvoll.

Belange der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Die WRRL stellt den Mitgliedstaaten das Ziel, innerhalb realisierbarer Zeitraume einen ,guten
Zustand” der Gewésser herzustellen. GemaR dieser Richtlinie und den in der Folge erlassenen
Rechtsvorschriften des Bundes und des Landes M-V hatte die Wasserwirtschaftsverwaltung
des Landes bis Ende 2009 Bewirtschaftungsplane und MaRnahmenprogramme zur Erreichung
der Umweltziele in den Gewéassern Mecklenburg-Vorpommerns aufzustelien. Die
Fortschreibung fir den dritten Bewirtschaftungszeitraum 2022 bis 2027 wurde 2021
durchgeflhrt. Mit Veréffentlichung im Amtlichen Anzeiger Nr. 54/2021 vom 20. Dezember 2021
(AmtsBI. M-V/ AAZ. 2021 S.641) wurden die das Land M-V betreffenden Bewirtschaftungspléne
und Maf3nahmenprogramme firr die Flussgebietseinheiten (FGE) Elbe, Oder, Schlei/Trave und
Warnow/Peene zur Umsetzung der WRRL fir den dritten Bewirtschaftungszeitraum 2022 bis
2027 fur behérdenverbindlich erklart (§ 130a Absatz 4 LWaG).




Die folgenden im raumlichen Zusammenhang stehenden vier Bebauungsplane der Hansestadt
Greifswald:

Bebauungsplan Nr. 3 — Stralsunder Stralte
Bebauungsplan Nr. 105 - Steinbeckervorstadt
Bebauungsplan Nr. 105.1 — Steinbeckervorstadt Nord
Bebauungsplan Nr. 105.2 - Steinbeckervorstadt Ost

befinden sich in der FGE Warnow/ Peene im WRRL- Planungsgebiet Kustengebiet Ost und hier
im Bearbeitungsgebiet der Bewirtschaftungsvorplanung Ryck. Stdlich der Plangebiete verlauft
der WRRL-berichtspflichtige Ryck (Wasserkorper RYZI-1900).

Als ein naturliches FlieBgewasser ist der Ryck gemaf § 27 WHG so zu bewirtschaften, dass
eine Verschlechterung seines 6kologischen und chemischen Zustandes vermieden und der
,gute Zustand” bis 2027 erreicht wird. Aufgrund struktureller Defizite, Nahrstoffbelastungen und
einer mafigen biologischen Ausstattung erreicht der Ryck derzeit erst den ,maRigen
dkologischen Zustand®.

Fir den dritten Bewirtschaftungszeitraum (2022-2027) wurde im Bewirtschaftungsplan der FGE
Warnow/ Peene zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele fir den Ryck als MaRnahmen-
schwerpunkt die Reduzierung der Nahrstoffeintrage festgelegt.

Laut Unterlagen ist das Entwésserungssystem in den vier Plangebieten mit Funktionsdefiziten
behaftet. Derzeit erfolgt die Entwésserung teilweise uber die bestehende offentliche
Regenwasserkanalisation. Durch die zusatzliche Bebauung und Flachennutzung wird ein
erhéhter Anfall an Niederschlagswasser erwartet, insbesondere bei Starkregenereignissen.

Hinsichtlich einer moglichen Ableitung des Niederschlagswassers uber die vorhandene
Kanalisation bzw. Uber das umliegende Grabensystem in den Ryck wird vorsorglich auf die
Einhaltung der Artikel 1 und 4 der EG-WRRL hingewiesen, die jede nachteilige Anderung des
Zustandes eines Oberflachengewassers (Verschlechterungsverbot) untersagen, wobei alle
Oberflachengewasser zu schitzen, zu verbessern und zu sanieren sind, mit dem Ziel, einen
guten Zustand der Oberflachengewasser (Zielerreichungsgebot) zu erreichen.

Zur Reduzierung der punktuellen Stoffeintrége/ Belastungen ist das Minderungspotenzial
bereits an der ,Quelle® zur Senkung der Stoffeintrage auszuschopfen und alle moglichen
MaRnahmen zur Vorreinigung des zuflieRenden Oberflachenwassers Vorort vorzusehen.

In diesem Zusammenhang wird empfohlen, fur die Bewertung der stofflichen Belastung des
Niederschlagswassers im Plangebiet und der Notwendigkeit, dieses vor Einleitung in die Vorflut
zu behandeln, als auch fiir die Ermittiung erforderlicher MaRnahmen und Wirksamkeiten zum
Stoffriickhalt das DWA-Merkblatt M153 nur noch eingeschrénkt zu verwenden. Insbesondere
sind die Regelungen der DWA-/ BWK - Arbeitsblatter A-102-1/ BWK-A-3-1, DWA-A-102-

2/ BWK-A-3-2 und DWA-Merkblatt-102-4/ BWK-A-3-4 (Regenwasserbewirtschaftung) zu
beachten und nur die noch giiltigen Abschnitte des DWA-Merkblattes M153 anzuwenden.

Hinsichtlich erforderlicher Kompensation ist zu prifen, ob der Ausgleich von Eingriffen in den
Naturhaushalt durch Umsetzung von WRRL-MafRnahmen zur Wiederherstellung der
Durchwanderbarkeit sowie zur Verbesserung der Gewéssermorphologie an FlieRgewassern im
Landkreis Vorpommern-Greifswald erbracht werden kann.



Aus der Sicht der von meinem Amt zu vertretenden Belange des anlagenbezogenen
Immissionsschutzes und Abfallrechts bestehen gegentiber der 0.g. Planung keine Bedenken
und Hinweise.

Mit freundjichen GriiRen

atthias Wolters ™ —

WHG - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt geandert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409)

LWaG - Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG) vom 30.11.1992 (GVOBI. M-V 1992 S. 669), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 08.06.2021 (GVOBI. M-V S. 866)

LwUmwuLBehV MV - Landesverordnung uber die Errichtung von unteren Landesbehorden der Landwirtschafts- und
Umweltverwaltung vom 03.06.2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 310), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 24.03.2023 (GVOBI. M-v
S. 563)

Aligemeine Datenschutzinformation:

Der Kontakt mit dem Staatlichen Amt fiir Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von
Ihnen ggf. mitgeteilten persénlichen Daten verbunden (Rechtsgrundlage:
Art. 6 Abs. 1 e DSGVOi.V.m. § 4 Abs. 1 DSG M-V). Weitere Informationen erhalten Sie unter www.regierung-mv.de/Datenschutz.
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Amt -60.5- Greifswald, den 23.02.2024
Hi/Me/Ka/Ha " 44 05

Amt -60.2-
Herr Akrami

Stellungnahme Umweltabteilung zum Vorentwurf des
Bebauungsplanes Nr. 105.1 - Steinbeckervorstadt/Nord - (Stand 01/2024)

Immissionsschutz

Das Plangebiet befindet sich an einer hochbelasteten Strafe. Eine geschlossene Fassadenbebauung stelit
die wirkungsvoliste Lirmminderungsmafnahme dar. Aus diesem Grund wird empfohlen, fur die noch nicht
bebauten Baufelder die Errichtung einer geschiossenen Fassadenbebauung festzusetzen. Erforderliche
Durchfahrten sind zu Gberbauen und mit schalldichten Toren zu versehen.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung sind die Auswirkungen der vorhandenen gewerblichen
Anlagen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspianes nach TA Larm sowie des StrafRenverkehrs-
iarms nach RLS 19 zu untersuchen und mit den Vorgaben der DIN 18005 Teil 1 zu vergleichen. Falls erfor-
derlich sind MaRnahmen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen zu untersuchen und im B-Plan
festzusetzen.

Zur Férderung einer nachhaltigen Mobilitat wird empfohlen, in Wohngebauden ab 10 WE mit Hilfe eines
Mobilitatskonzeptes auf Grundlage des Greifswalder Leitfadens die erforderlichen Stellptatze um 40 % zu
reduzieren. Da das so mit der Steliplatzsatzung nicht méglich ist, wére eine entsprechende Festsetzung
erforderlich. Weiter wird empfohlen, im Pkt. 4 den Teil B des B-Planes durch eine Festsetzung zu erganzen,
die gewahrleistet, dass sémtliche Fahrradstellplatze fur die Anwohner Uberdacht und ADFC-konform errich-
tet werden.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind die Stellplatze von Parkanlagen entsprechend § 22
Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 3 Abs. 6 BImSchG so zu errichten, dass ein Mindestabstand von 5 m
zur angrenzenden schutzbedUrftigen Nutzung zu gewahrleisten ist.

Die Ausweisung der StraRenrandbebauung als MU wird als sehr kritisch angesehen. Mit einer zulassigen
Larmbelastung von 63 dB(A) als Mittelwert lGber den Tagzeitraum wird den Anwohnern eine theoretisch sehr
hohe gewerbliche Larmbelastung zugemutet. Die einzelnen als MU eingestuften Gebiete sind zu Uberprifen
und in ein MI zu wandeln. Allein die Lage an einer hoch belasteten Strafe rechtfertigt weder die Ausweisung
eines M! noch die eines MU.

Der Betreiber einer Luftwarmepumpe sowie Kraft-Warme-Kopplungsanlage hat den Nachweis zu
erbringen, dass die Anlage im Volllastbetreib eine nach TA Larm zu ermittelnde Zusatzbelastung von 34
dB(A) nicht Uberschreitet. Zur Grundstlckgrenze ist zuséatzlich ein Grenzabstand von 3,00 m vorzusehen.
Fir den Nachweis ist der Schalleistungspegel der Warmepumpe / Kraft-Kopplungsanlagen aufgrund von
Tonhaltigkeit mit einem Zuschlag von 3 dB (A) anzusetzen. Der Nachweis kann durch eine Herstellerbe-
scheinigung oder eine Inbetriebnahmemessung unter Volllastbetrieb erfolgen.

Klimaschutz

Kapitel 4.9: Umbenennen in ,Masterplan 100% Klimaschutz"

Textvorschiag:

Greifswald hat sich im Juli 2022 per Biirgerschaftsbeschluss das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2035 klima-
neutral zu werden. Im Masterplan 100% Klimaschutz der UHGW vom September 2017 wird dargestelit,
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dass der Verkehrssektor wie auch der Wohnsektor jeweils fiir ca. ein Drittel der stadtischen Emissionen
verantwortlich sind.

Als weitere Aufgabe steht in Greifswald die ,Kommunale Warmeplanung” an, gesetzlich verpflichtet ist die
Stadt, diesen Plan bis zum Jahr 2028 vorzulegen.

Kapitel 7

In Text aufnehmen:

.Greifswald hat sich im Juli 2022 per Blrgerschaftsbeschluss das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2035 klima-
neutral zu werden. Im Masterplan 100% Klimaschutz der UHGW vom September 2017 wird dargestellt,
dass der Verkehrssektor wie auch der Wohnsektor jeweils fiir ca. ein Drittel der stadtischen Emissionen
verantwortlich sind.

Durch Sanierungen der bestehenden Geb&ude im B-Plan 105.1 lassen sich langfristig erhebliche Einspa-
rungen im Warmebedarf erzielen. Neben der Warmedammung schreibt das Gebaudeenergiegesetz eine
Erneuerung von Heizungen vor, die weder einen Brennwert- noch einen Niedertemperaturkessel haben und
alter als 30 Jahre sind. Die Warmeversorgung muss dabei mit einem Anteil von mindestens 15% erneuer-
barer Energien erfolgen.

Zudem missen ab 2028 neu eingebaute Heizungen zu mindestens 65 Prozent mit erneuerbaren Energien
betrieben werden. Stellt die Kommune, wie von Greifswald geplant, bereits vorher den Kommunalen War-
meplan auf, ist bereits ab diesem Zeitpunkt der Anteil von 65% erneuerbarer Energien beim Heizungs-
tausch zu erreichen. Sollte die Kommunale Warmeplanung einen Ausbau des Warmenetzes fir das Plange-
biet vorsehen, hat die Nutzung des Netzes Vorrang und besteht Anschiusspflicht entsprechend Fernwarme-
satzung. Gleiches gilt fir den Neubau im Plangebiet. Wird kein Netz geplant oder wird dieses erst zu einem
spateren Zeitpunkt errichtet, muss beim Neubau bereits ab Zeitpunkt des Inkrafttretens des Kommunalen
Warmeplans der Anteil von 65% regenerativer Energien bei der Warmeversorgung eingehalten werden.“

Satz ,Um die MaBnahmen des Klimaschutzkonzeptes im Warmebereich auf Basis der Kraft-Warme-
Kopplung zu férdern...”

Andern: ,Um die MaRnahmen des Masterplan 100% Klimaschutz im Warmebereich umzusetzen, soll der
Anschluss des Plangebietes an das Fernwarmenetz gepriift und bei Anschlussfahigkeit ein Zeitplan zur
Umsetzung aufgestellt werden.”

Hinweis: Idealerweise sollte der BPlan bezliglich der Warmeversorgung soweit durchgeplant werden, dass
die Vorgaben des Bebauungsplanes in die Kommunale Warmeplanung (ibernommen werden kénnen.
Alternativ muss, wenn der Kommunale Warmeplan vor dem Bebauungsplan aufgestellt wird, der Bebau-
ungsplan die diesbezlglichen Vorgaben ibernehmen.

Die Stadtwerke sollten prifen, ob der Anschluss der Steinbecker Vorstadt an das Warmeversorgungsnetz
moglich ist oder ob ein Nahwarmenetz unter Nutzung regenerativer Energien denkbar ist. Die eventuell fiir
die Versorgung notwendigen Flachen missen im Bebauungsplan gekennzeichnet werden.

Ist keine netzgebundene Warmeversorgung machbar, sind die Alternativen aufzuzeigen.

Die PV-Pflicht wird begrift.

Kommunale Nachhaltigkeitsstrategie der Universitats- und Hansestadt Greifswald
Bitte zu dieser Thematik Aussagen in der Begriindung aufnehmen.

Boden/Wasser

zu Kap. 5.3 Grundwasser/ Versickerungsfahigkeit des Bodens

Zur Klarung hydrogeologischer Fragestellungen wurde im Ergebnis des Scopingtermins ein Gutachten ge-
fordert und beauftragt.

Im Text werden die wesentlichen Ergebnisse und geforderten Manahmen gut beschrieben. Die Beschrei-
bung potenziell anderer Auswirkungen (..“wirkt der sandig-kiesige Flllboden wie eine wasserfiihrende Rin-
ne....") zeigen scheinbar keinen Bezug zum Gutachten bzw. noch nachtréglich gefiihrten Abstimmungen mit
dem Gutachter. Wenn im vorherigen Abschnitt bereits die Vollauskofferung aus Kostengriinden ausge-
schlossen ist, ist diese Begrindung bereits hinreichend. Ahnlich verhalt es sich mit den Uberschiittungen.
Es sollte demzufolge gepruft werden, inwieweit derartige, sich inhaltlich doppeinde, Textabschnitte in der



Begriindung zum Vorentwurf entbehrlich sind.

S.12 1.Abs: welche klimawandelrelevanten Aspekte ? Speicherung von Niederschlagen? Klimawan-
del/Klimaschutz/Klimawandelanpassung? Welchen Bewertung sollen die Flachen erhalten? Es kdnnten
auch ,nur* Grinflachen auf Moor mit besonderem Bewirtschaftungserfordernis sein.

S.12 2.Abs: Wenn es flir den B-Plan nicht relevant ist, dann muss ich es auch nicht diskutieren. Es reicht
die Information des Gutachtens, dass Machbarkeit der Bodenverdrangung gepruft werden soll.

S. 13 Kap.6 2. Abs.: diese Klarstellung zum Moor sollte im Bestandskapitel erfolgen.

S. 16 Kap.8.6: kann eine private Griinflache eine Freiraumfunktion erfulien? Zur Machtigkeit: ,...in der Re-
gel 1 bis 5 Meter..." Wurde die Flache fir die Moorstudie nicht beprobt? Die Machtigkeiten der Torfe liegen
auf der Moorflache zwischen 1 bis 5 m?

Im Rahmen der klimatischen Veranderungen sollte die Einleitung von Niederschlagswasser ohne Oberfla-
chenzwischenspeicher in die Vorflut vermieden werden. Auch hohe Niederschlagsmengen in den Herbst-
monaten fuhren nicht dazu, Defizite von mehreren niederschlagsarmen Jahren auszugleichen.

Dachbegriinung/Fassadenbegrinung/Antennen- und Satellitenschissein
Hinweise analog B-Plan Nr. 3

Auflenbeleuchtung

(Festsetzungen von Manahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft)
Bisher keine Aussagen zum Thema AuRenbeleuchtung, sollte ergénzt werden.

Es solite eine tier- und menschenfreundliche AuRenbeleuchtung festgesetzt werden (Farbtemperaturen von
1600 bis 2400, max. 3000 Kelvin, niedrige Intensitat, dimmbar, bedarfsgesteuert, fokussiertes Licht, keine
Abstrahlung in die Umgebung). Es sollten konkrete rechtssichere Festsetzungen dazu vorgenommen wer-
den. Nicht funktional notwendige Beleuchtungen (abseits von Straflen und Wegen) sollten konsequent
ausgeschlossen werden. Es gibt keine generellen Beleuchtungspflichten.

Quelle flr textliche Festsetzungen: https://idur.de/wp-content/uploads/2021/12/IDUR-Sonderdruck-
Lichtverschmutzung-12.2021.pdf)

Nisthilfen fiir Gebaudebruter

(Festsetzungen von Mafnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft)
Bei Neubauten sollte verpflichtend der Einbau/Anbringen von Nisthilfen vorgeschrieben werden (Festset-
zung), da aufgrund der Bauvorschriften moderne Neubauten nur noch wenige Nistmdoglichkeiten flir Ge-
baudebriter aufweisen.

Beispiel Festsetzung: Fir gebaudebriitende Vogelarten (Hausrotschwanz, Haussperling, Mehlschwalbe,
Mauersegler) und Fledermausarten (Zwerg-, Mlcken-, Breitfligelfledermaus) sind Nist- und Ruhestatten im
Bereich der Gebaude durch geeignete Bauweise in die Konstruktion zu integrieren oder als kunstliche Nist-
hilfen anzubringen. Innerhalb des Aligemeinen Wohngebietes und im Urbanen Gebiet sind an Gebauden pro
Grundstiick mindestens 4 Nist- und Ruhestatten anzubringen, die flir mindestens eine der in Satz 1 ge-
nannten Arten aus jeder Tiergruppe (Vogel und Fledermause) geeignet sind. Die Einrichtungen sind im
Rahmen des Baugenehmigungs- oder nachzuweisen.

Redaktionelle Hinweise
Die Abbildung 3 hat eine geringe Qualitat. Bei 60.5 liegt der Landschaftsplan in digitaler Form vor.
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Nachtrag zur Gesamtstellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhalten Sie als Nachtrag zur Gesamtstellungnahme des Landkreises Vorpommern-
Greifswald vom 14.02.2024 die Stellungnahme des SG Naturschutz, Bearbeiterin ist Frau
Schreiber, Tel. 03834 87603214.

Ich mdchte Sie bitten, diese bei der weiteren Bearbeitung des Vorhabens zu beachten.

Die untere Naturschutzbehérde des Landkreises Vorpommern-Greifswald gibt zum o. g.
Vorhaben folgende Stellungnahme:

Umweltbericht:

Zur umfassenden Beurteilung der von der Hansestadt Greifswald eingereichten Anzeige lber den
Bebauungsplan Nr. 105.1 ,Steinbecker Vorstadt/Nord"“ ist entsprechend § 2 Abs. 4 des BauGB fiir
die Belange des Umweltschutzes eine Umweltpriifung nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a des
Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. |, S. 3634)
in der jetzt guitigen Fassung durchzufuhren und den Behdrden vorzulegen. Mit der Anderung des
BauGB und des UVPG des Bundes ist ein zusatzliches Schutzgut zu bewerten. Es handelt sich um
das Schutzgut ,Flache®, welches losgeldst vom Schutzgut ,Boden” zu betrachten ist.

Zur Erstellung des Umweltberichtes ist die Anlage 1 des V. g. Gesetzes anzuwenden.

Im Rahmen der Erarbeitung des Umweltberichtes ist beim Schutzgut Boden anhand des
vorliegenden Abschlussberichtes zur geologischen, hydrogeologischen und hydrologischen
Untersuchung fiir den Bereich entlang des Deiches und fur den Bereich der dargestellten
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Retentionsrdume nachzuweisen, dass mit geeigneten Festsetzungen den Vorschlagen aus dem
Abschlussbericht (Punkte 7 und 8.4) gefolgt werden kann.

Anforderungen an die Planung durch die Einbindung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung in das Abwagungsgebot

Entsprechend dem Abwagungsgebot des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB sind die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege hinsichtlich des Vermeidungs- und
Kompensationsgrundsatzes verfahrensméfig und inhaltlich vollstandig und abschlieRend auf der
Ebene der Bauleitplanung zu kléren. Es missen deshalb alle anlagebedingten, betriebsbedingten
und baubedingten Projektwirkungen prognostiziert werden. In der Bauleitplanung ist abschlieRend
dariiber zu entscheiden, ob sich die Eingriffe in Natur und Landschaft rechtfertigen lassen und ob
und in welchem Umfang fiir unvermeidbare Beeintrachtigungen KompensationsmaRnahmen
notwendig sind. Die Stadt ist deshalb nach § 1 a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB verpflichtet, iiber
alle Eingriffsfolgen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu entscheiden.

Die Bewertung der Eingriffs- und der KompensationsmafRnahmen sollte nach den Hinweisen zur
Eingriffsregelung fiir Mecklenburg-Vorpommern in der Neufassung von 2018 erfolgen.

Bei der Ausflihrungsplanung flr die KompensationsmaRnahmen sind die ermittelten
Anforderungen an die Funktionalitat der Mafnahmen hinsichtlich der Eignung zu berticksichtigen.

Befindet sich die Kompensationsmafnahme nicht auf dem Eingriffsgrundstiick, ist der Nachweis
der Flachen-verfligbarkeit zu erbringen, und die Mafnahmen sind durch Sicherung der
Grunddienstbarkeit und eine Vereinbarung zwischen dem ErschlieBungstriager, dem
Grundstiickseigentimer, der Gemeinde und der unteren Naturschutzbehérde vertraglich zu
binden.

Gesetzlicher Geholzschutz nach § 18 NatSchAG MV

Im Plangebiet ist Gehdlzbestand vorhanden. Es ist zu priifen, ob es sich um einen Gehdlzbestand
nach § 18 NatSchAG M-V bzw. der Satzung der Hansestadt Greifswald handelt.

Ein genaues Aufmal ist den Planungsunterlagen nicht zu entnehmen.

Gemal § 18 Abs. 1 des Gesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfilhrung des
Bundesnatur-schutzgesetzes (Naturschutzausfiihrungsgesetz — NatSchAG M-V) vom 23. Februar
2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66) in der jetzt glltigen Fassung sind alle Bdume mit einem
Stammumfang von mehr als 100 Zentimetern (gemessen in 1,30 Meter Héhe vom Erdboden)
gesetzlich geschitzt. Nach Ziffer 3.1.6 des Baumschutzkompensationserlasses besteht nur die
Verpflichtung zur Pflanzung von 1:1. Fur den dariiberhinausgehenden Kompensationsumfang
besteht ein Wahlrecht, ob gepflanzt oder ob eine Ausgleichszahlung erfolgen soll. Die Hansestadt
muss im Antrag auf Ausnahmegenehmigung bereits entscheiden, ob und in welchem Umfang sie
von diesem Wahlrecht Gebrauch machen will. Da die Belange von Naturschutz und
Landschaftspflege im Rahmen der Bauleitplanung volistiandig und abschlieRend abgearbeitet
werden mussen, sind auch verbindlich verfiigbare Pflanzstandorte nachzuweisen bzw.
zuzuordnen. Es sind deshalb geeignete Pflanzstandorte innerhalb bzw. auRerhalb des
Plangebietes nachzuweisen und zu sichern.

Nach § 40 Abs. 3 des NatSchAG M-V konzentriert die Naturschutzgenehmigung zur Ausnahme
vom gesetzlichen Gehdlzschutz die Entscheidung zur Fallung der Baume entsprechend der
Satzung der Hansestadt.

Wenn die Beeintrachtigungen nicht vermeidbar sind, ist durch die Stadt fiir die entsprechenden
Baume ein entsprechend begriindeter Antrag auf Ausnahmegenehmigung zu stellen.
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Belange nach § 19 NatSchAG MV

Entlang der Stralsunder StralRe sind Baume ausgewiesen, die Bestandteil einer einseitigen
Baumreihe sind und damit nach § 19 NatSchAG MV geschlitzt sind.

Ich verweise hier auf den § 19 Abs. 1 und 2 NatSchAG M-V, der Folgendes ausfihrt:

(1) Alleen und einseitige Baumreihen an 6ffentlichen oder privaten Verkehrsflachen

und Feldwegen sind gesetzlich geschitzt. Die Beseitigung von Alleen oder einseitigen Baumreihen
sowie alle Handlungen, die zu deren Zerstérung, Beschadigung oder nachteiligen Verdnderung
fuhren kdnnen, sind verboten. Dies gilt nicht fur die Pflege und Rekultivierung vorhandener Garten-
und Parkanlagen entsprechend dem Denkmalschutzrecht.

(2) Die Naturschutzbehdrde kann Befreiungen unter den Voraussetzungen des § 67 Absatz 1 und
3 des Bundesnaturschutzgesetzes erteilen. Bei Befreiungen aus Grinden der Verkehrssicherheit
liegen Griinde des Uberwiegenden offentlichen Interesses in der Regel erst dann vor, wenn die
MafRnahme aus Griinden der Verkehrssicherheit zwingend erforderlich ist und die
Verkehrssicherheit nicht auf andere Weise verbessert werden kann.

Mit der Neuausweisung der Baugrenzen im WA 1 und WA 2 ist sicherzustellen, dass die Zufahrten
zu den Grundsticken so auszuweisen sind, dass der vorhandene Baumbestand erhalten bleibt.

Beriicksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften

Nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG gelten folgende Arten als besonders geschutzt:
Arten der Anhange A und B der EG-Verordnung 338/97

Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 92/43/EWG

Europaische Vogelarten
Tier und Pflanzarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgefuhrt sind;

Streng geschitzt sind laut § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG:

e Arten des Anhanges A der EG-Verordnung 338/97

e Arten des Anhanges IV der Richtlinie 92/43/EWG

e Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG
aufgefuhrt sind.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschutzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschadigen oder zu zerstoren,

2. wild lebende Tiere der streng geschitzten Arten und der europaischen Vogelarten wahrend
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich
zu storen; eine erhebliche Stdrung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert.

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschutzten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstoren,

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschéadigen oder zu zerstoren.

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande unterliegen nicht der gemeindlichen Abwagung.
Bei Betroffenheit besonders oder streng geschutzter Arten ist eine Ausnahme zu beantragen.
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Einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG diirfen die dort genannten Bestimmungen der EG-
Vogelschutzrichtlinie und der FFH- Richtlinie nicht entgegenstehen.

Festsetzungen im Textteil B und Kartenteil A

Far die mit B ausgewiesene Flache und die offentlichen und privaten Griinflachen sind konkrete
Festsetzungen zu treffen. Es ist bauplanungsrechtlich sicherzustellen, dass die ausgewiesenen
Nutzungen auf Dauer gewéhrleistet werden.

Mit freundlichen Grifen
Im Auftrag

-

Viktor Streich ‘
Sachbearbeiter

Quellenangaben

BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.
Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)

BauNVO Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176)

PlanzvO Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt
geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802)

LBauO M-V Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern vom 15. Oktober 2015 (GVOBI.
M-V 2015, S. 344) zuletzt gedndert durch Gesetz vom 26. Juni 2021(GVOBI. M-V
S. 682)

VwVIG M-V Verwaltungsverfahrens-, Bekanntgabes- und Vollstreckungsgesetz des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (Landesverwaltungsverfahrensgesetz) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 6. Mai 2020 (GVOBI. M-V S. 410, 465)

DSchG M-V Denkmalschutzgesetz vom 06. Januar 1998 (GVOBI. M-V 1998, S. 12) zuletzt
geandert durch Gesetz vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383,392)

BNatSchG Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom
29. Juli 2009 BGBI. | S. 2542) zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
8. Dezember 2022

NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfiihrung des
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausfiihrungsgesetz) vom
23. Februar 2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66) zuletzt geéndert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 05. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

BBodSchG Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 17. Mérz 1998 (BGBI. | S. 502),
zuletzt gedndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. | S.
306)

LBodSchG M-V Gesetz liber den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern
(Landesbodenschutzgesetz) vom 4. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011 S. 759, zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2018, (GVOBI. M-V S. 219)
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WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt geandert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 5)

LWaG M-V Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V) vom
30. November 1992 (GVOBI. M-V S. 669; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 753-2), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 866)

LWaldG Waldgesetz fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz) vom
27. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S. 870) zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 22. Mai 2021 (GVOBI. M-V S. 790)

VwKostG M-V Verwaltungskostengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landesverwaltungskostengesetz) vom 04. Oktober 1991 (GVOBI. M-V 1991
S. 366, 435) zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Mai 2019
(GVOBI. M-V S. 158)

BauGebVO M-V Verordnung iber die Geblhren und Auslagen fir Amtshandlungen der
Bauaufsicht (Baugebiihrenverordnung) vom 10. Juli 2006 (GVOBI. M-V 2006
S. 588, 666) zuletzt geédndert durch Verordnung vom 19. November 2019
(GVOBI. M-V S. 695)

VkVO M-V Verordnung Uber den Bau und Betrieb von Verkaufsstétten vom
16. Februar 2017 (GVOBI. M-V 2017, 18), in Kraft am 30. Marz 2017 GS Meckl.-
Vorp. Gl. Nr. 2130-10-9
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Bebauungspian Nr. 105.1 "Steinbeckervorstadt/Nord" der Universitats- und Hansestadt Greifswaid

hier: Beteiligung Tréger éffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 2351-2021

Gesamtstellungnahme als Triger offentlicher Belange geméan § 4 Abs. 1 BauGB

hier:

Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 105.1 "Steinbeckervorstadt/Nord"

der Universitits- und Hansestadt Greifswald

Sehr geehrte Damen und Herren,

Grundlage fiir die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen:
- Anschreiben der Universitats- und Hansestadt Greifswald vom 12.01.2024 (Eingangsdatum

12.01.2024)

- Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 105.1 vom 11.01.2024
- Vorentwurf der Begriindung ohne Umweltbericht von Dezember 2023
- Geologische, hydrogeologische und hydrologische Untersuchung (Abschlussbericht)

von August 2022

Das dargestellte Vorhaben wurde von den Fachédmtern des Landkreises Vorpommern-Greifswald
beurteilt. Die Stellungnahmen der einzelnen Sachgebiete sind im Folgenden zusammengefasst.
Bei der Umsetzung des Vorhabens sind die darin enthaltenen Bedingungen, Auflagen und
Hinweise zu beachten und einzuhalten. Sollten Sie Nachfragen oder Einwénde zu den einzelnen
Stellungnahmen haben, wenden Sie sich bitte an die jeweiligen Ansprechpartner:

1. Gesundheitsamt
1.1

SG Hygiene-, Umweltmedizin und Hafenérztlicher Dienst

Die fachliche Stellungnahme des Gesundheitsamtes wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht.

Landkreis Vorpommern-Greifswald
Hausanschrift

Feldstrafiie 85 a

17489 Grexfswald

Postanschrift
Postfach 11 32
17464 Greifswald

Bankverbindungen

Sparkasse Vorpommern

IBAN  DE96 1505 0500 0000 0001 91
8IC NOLADE21GRW

Sparkasse Uecker-Randow
IBAN  DE81 1505 0400 3110 0000 58
BIC NOLADE21PSW

Telefon 03834 8760-0
Telefax 03834 8760-9000

Internet www kreis-vg de
E-Mail posteingang@kreis-vg de

Glaubiger-ldentifikationsnummer
DE1122Z00000202986


hgw2457
Veröffentlichungsexemplar 6


Seite: 2 14.02.2024
00151-24-46

2. Amt fur Bau, Natur- und Denkmalschutz
2.1 SG Technische Bauaufsicht/Bauplanung
2.1.1 Team Bauplanung
Bearbeiter: Herr Streich; Tel.: 03834 8760 3142

Die im Rahmen der Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Ubereinstimmung mit den Vorschriften des
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften gepriift.

Die Planungsziele, welche mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 105.1
~Steinbeckervorstadt/Nord“ angestrebt werden, sind nachvoliziehbar und werden mitgetragen.

Im weiteren Planverfahren sind folgende Hinweise, Anregungen und Bedenken zu beachten:

1. Die Stadt Greifswald verflgt Uber einen wirksamen Flachennutzungsplan (FNP).
Der Geltungsbereich des B- Plans Nr. 105.1 befindet sich uberwiegend innerhalb der im FNP
dargestellten Wohnbauflache (W) nach § 1 BauNVO und der dargestellten allgemeinen
Grinflache.
Die im Bebauungsplan Nr. 105.1 getroffenen Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung
befinden sich zum Teil nicht in Ubereinstimmung mit den Darstellungen im FNP.
Der B- Plan Nr. 105.1 wird teilweise nicht aus dem FNP entwickelt und bedarf aus diesem
Grund einer Genehmigung.
Der FNP wird gemé&R Abschnitt 4.4 der Begriindung, im Parallelverfahren geédndert.
Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich daher um einen Bebauungsplan nach §
8 Abs. 3 BauGB. Wird der von dem Landrat des Landkreises Vorpommern-Greifswald zu
genehmigende Flachennutzungsplan zwischen Beschluss und Veréffentlichung des
Bebauungsplanes wirksam, beurteilt sich die RechtmaRigkeit des Bebauungsplanes in dem
Fall zus&tzlich nach dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB: der Bebauungsplan
bedarf dann keiner Genehmigung nach § 10 Abs. 2 BauGB mehr. Andernfalls unterliegt der
Bebauungsplan der Genehmigungspflicht.

2. Der Planzeichnung ist die Bezeichnung des Bebauungsplans als Satzung der Universitats- und
Hansestadt Greifswald, voranzustellen.

3. Die Planunterlage des B- Plans Nr. 105.1 ist zwingend mit einer Praambel (Einleitende
Rechtsbestimmungen) zu ergénzen.

4. Die Planzeichnung ist mit der Flurgrenze, zwischen den Fluren 3 und 4 liegend, zu erganzen.

5. Die Breite der in der Planzeichnung festgesetzten mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu
belastende Flache, ist zu vermaRen.

6. Die in der Planzeichnung im WA 1 und WA 2 durch Baugrenzen festgesetzten Uberbaubaren
Grundsticksflachen sind zu vermaRen. Die Abstinde dieser in der Planzeichnung
festgesetzten Bauflachen zu den relevanten Flurstiickgrenzen/Grundstiicksgrenzen, sind
ebenfalls zu vermafen.

7. Die Breite des in der Planzeichnung festgesetzten ,Gesetzlich geschiitztem Biotops" ist an den
relevanten Stellen zu vermaRen.

8. Inder Planzeichnung werden die westlich und stidlich verlaufende Grenze der raumlichen
Geltungsbereiche der sich dem Geltungsbereich des B- Plans Nr. 105.1 anschlieRenden
Satzungen unzulassige Weise durch Planzeichen tberdeckt. Diese Darstellung ist inhaltlich zu
Uberdenken.
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9. Die in der Planzeichenerkldrung aufgefiihrten Planzeichen sind auf Vollstandigkeit zu prifen
(es fehlt bspw. die Planzeichenerklarung zu den in der Planzeichnung aufgefihrten
Planzeichen: WA1, WA 2).

10. Der in der textlichen Festsetzung 1.1.2.3 aufgefUhrte Verweis auf (Junker —Krause, 12/2018),
welche keine Regelung darstellt, ist ersatzlos zu streichen.

11. Die in der textlichen Festsetzung |.3.3 aufgefuhrte Rechtsgrundlage (§ 22 Abs. 2 BauNVO) ist
auf Richtigkeit zu prufen.
Der in dieser textlichen Festsetzung verwendete Begriff ,Abweichungen® ist inhaltlich zu
uberdenken (,Ausnahmen®).

12. Die Planunterlage ist zwingend mit den Verfahrensvermerken zu erganzen.

13. Die Erschliefung des Plangebietes lper vorhandene 6ffentliche StrafRen ist im Bebauungsplan
darzustellen. Dazu ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes so zu erweitern, dass die
offentliche Verkehrsfliche im Einbindungsbereich einbezogen und als offentliche
StralRenverkehrsflache dargestelit wird.

Denkbar ware auch die Kiarsteilung des Stralenanschlusses durch textliche Festsetzung, z.B.:
,Die Geltungsbereichsgrenze ist zwischen den Punkten A und B zugleich
Straflenbegrenzungslinie., da die der allgemeinen ErschlieBung dienenden 6ffentlichen
Verkehrsflachen in der Planzeichnung durch Stralenbegrenzungslinien abgegrenzt werden.

14. Die Begrundung ist zwingend mit den zu erwarteten Kapazitaten zu ergénzen.

15. Da die hier vorliegenden Beteiligungsunterlagen weder einen Vorentwurf des Umweltberichte
noch eine Checkliste mit vorgeschlagenen Umfang und Detaillierungsgrad der erforderlichen
Umweltprifung enthalt, konnte dieser Teil auch nicht geprift werden.

16. Im weiteren Planverfahren ist die Vereinbarkeit mit den naturschutzrechtlichen
Rechtsbestimmungen sowie die Vereinbarkeit mit den Zielen der Raumordnung
nachzuweisen.

2.2 SG Naturschutz

Die fachliche Stellungnahme des SG Naturschutz wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht

3. Amt fiir Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung
3.1 SG Abfallwirtschaft/Immissionsschutz
3.1.1 SB Abfallwirtschaft/Bodenschutz

Bearbeiter: Herr Wieczorek; Tel.: 03834 8760 3237

Die untere Bodenschutzbehorde stimmt dem Vorhaben unter Bertcksichtigung folgender
Hinweise zu:

Wahrend der Baumafinahme auftretende Anzeichen auf Altlastverdachtsflachen (vererdete Miill-
kérper, Verunreinigungen des Bodens, Oberflachen- und Grundwassers u. a.) sind der unteren
Bodenschutzbehdrde des Landkreises Vorpommern-Greifswald (Standort Greifswald sofort
anzuzeigen. Die Arbeiten sind zu unterbrechen. Die Behdrde legt dann die weiteren Schritte fest.

Treten wihrend der BaumaRnahme Uberschussbéden auf oder ist es notwendig, Fremdbdden auf-
oder einzubringen, so haben entsprechend § 7 BBodSchG die Pflichtigen Vorsorge gegen das
Entstehen schadlicher Bodenveranderungen zu treffen.
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Die Forderungen der §§ 9 — 12 der Bundesbodenschutz — und Altlastenverordnung (BBodSchV)
vom 12. Juli 1999 (BGBI. I, S. 1554) sind zu beachten. Dabei sind insbesondere die
Anforderungen der DIN 19371 (Ausgabe 5/98) zu beachten.

Im Rahmen der planerischen Abwagung sind die Zielsetzungen und Grundsétze des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) vom 17. Mérz 1998 (BGBI. |, S. 502) in der zuletzt gultigen
Fassung und des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG M-V) vom 04. Juli 2011 (GVOBI. M-V,
S. 754) zu bericksichtigen.

Die untere Abfallbehoérde stimmt dem Vorhaben unter Berlicksichtigung folgender Hinweise zu:

Hinsichtlich der Abfallentsorgung sind noch verschiedene Probleme zu besprechen. Diesbezliglich
findet am 19.02.2024 ein vor Ort Termin statt.

Hinweis

Im westlichen Teil der Flurstiicke 13/1 und 13/2 stand unmittelbar an der Strafle eine Tankstelle.
Zur Tankstelle gehoérten eine Zapfinsel, zwei Zapfsaulen und drei unterirdische Tankbehélter. Die
Betankungsflache besal keine Oberflachenversiegelung. Die Tankbehélter lagen nordéstlich der
Tankstelle. Es handelt sich um einen DK-Behalter und zwei VK-Behélter. Alle Behiiter hatten ein
Volumen von 5 m3. Der DK-Behalter wurde mit Sand, die VK-Behalter mit Wasser gefiillt. Die
Tankstelle wurde 1975 geschlossen. Die oberirdischen Anlagen wurden abgerissen, die
Tankbehélter liegen noch im Boden. Die genaue Lage der Tankstelle und der Behélter ist nicht
bekannt.

Verunreinigungen des Bodens und Grundwassers durch MKW, BTEX und PAK sind méglich.

Tiefbauarbeiten sind fachgutachterlich zu begleiten.

3.2 SG Wasserwirtschaft
Bearbeiterin: Frau Leis; Tel.: 03834 8760 3257

Die untere Wasserbehorde gibt zur vorgelegten Planung folgende Stellungnahme ab.

Oberflachengewéasser

An der 6stlichen Grenze des Plangebietes verlauft der Graben 14/1 (Gewassercode 04.03.06), an
der suddstlichen Grenze der Graben 14/1/1 (Gewassercode 04.03.08), der in den Graben 14/1
miindet. Beide FlieRgewésser befinden nach § 40 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und § 63 Satz 1
Nr.2 Landeswassergesetz MV (LWaG) in der Unterhaltungslast des Wasser- und Bodenverbandes
~Ryck/Ziese".

Zur Gewaésserunterhaltung zéhlt nach § 39 Abs.1 WHG u.a. die Sicherung eines
ordnungsgemaRen Wasserabflusses durch Erhaltung des Gewasserbettes, die Erhaltung und
Freihaltung der Ufer fiir den Wasserabfluss und die Erhaltung und Forderung der 6kologischen
Funktionsfahigkeit des Gewassers insbesondere als Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen.

Gewasserrandstreifen dienen nach § 38 Abs.1 WHG der Erhaltung und Verbesserung
Okologischer Gewésserfunktionen, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Wasserabflusses
sowie der Verminderung von Stoffeintragen.

Innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortslagen gibt es keinen gesetzlich geschiitzten
Gewasserrandstreifen.

Die untere Wasserbehdrde des Landkreises VG kann jedoch gemafR § 38 Abs. 3 Satz 2 Nr.3 WHG
flir Gewésser oder Gewasserabschnitte innerhalb bebauter Ortsteile Gewasserrandstreifen mit
einer angemessenen Breite festsetzen.

Diese Festsetzung ist im Rahmen eines B-Planverfahrens maglich.

In Abstimmung mit dem Wasser- und Bodenverbandes ,Ryck/Ziese" wird hiermit der
Gewésserrandstreifen auf 5 Meter ab der Béschungskannte beidseitig des Grabens 14/1/1 und
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des Grabens 14/1 festgesetzt. Die Gewéasserrandstreifen sind entsprechend § 9 Abs.1 Nr.16 a
Baugesetzbuch (BauGB) und § 2 und Nr.10.3 der Anlage der Planzeichenverordnung (PZVO) in
der Planzeichnung (Teil A) zu kennzeichnen.

Verbote und Nutzungsbeschrankungen im Gewasserrandstreifen sind in § 38 Abs.4 WHG
festgelegt.

Ein Verbot fiir die Errichtung von Anlagen erfolgt mit dieser Vorschrift nicht.

Dazu ist § 36 WHG in Verbindung mit § 82 LWaG zu beachten, diese regeln die Errichtung, den
Betrieb, die Unterhaltung und Stilllegung von wasserrechtlich zulassungsfreien baulichen Anlagen
in, an, Giber und unter oberirdischen Gewassern.

Fur den sudlichen Teil des Plangebietes ist eine verkehrliche ErschlieBung tber eine neue Stralle
vorgesehen. Nach den Planunterlagen quert diese Stralte einen vorhandenen Durchlass lber den
Graben 14/1/1. Dazu sind der bauliche Zustand und eine ausreichende Dimensionierung dieser
Anlage zu prifen. Machen sich bedingt durch das angezeigte Vorhaben bauliche Veranderungen
oder ein Neubau des Durchlasses erforderlich. sind entsprechend § 36 Abs.1 WHG und § 82
Abs.1,2 LWaG bei der unteren Wasserbehdrde des Landkreises VG detaillierte Angaben zur
Bauausflihrung einzureichen.

Die rechtlichen Grundlagen zum Gewdsserrandstreifen sind in der Planzeichnung (Teil B), Ill.
Nachrichtliche Ubernahmen gemal § 9 Abs.1 Nr.16, Abs.6 BauGB und Kennzeichnungen gemaf
§ 9 Abs.6a BauGB zu erganzen bzw. unter Pkt. 5. zu korrigieren.

Trinkwasser/Trinkwasserschutz

Trinkwasserschutzgebiete gemaf § 51 WHG oder Vorrangs- bzw. Vorbehaltsflachen zur
Trinkwassersicherung sind von der Planung nicht betroffen.

Hochwassergefahrdung

Der Planbereich liegt mit seinen Gelandehdhen zwischen — 0,28 und 1,94 m NHN unter dem
Bemessungshochwasserstand (BHW) fur Greifswald.
Zustéandige Behorde fiir Belange des Hochwasserschutzes ist das STALU Vorpommern.

Drainagen

Drainagen oder andere Entwasserungsleitungen sind im Vorfeld der Erschlieung und Bebauung
mdoglichst umfassend aufzuklaren und bei der ErschlieBungsplanung zu berlcksichtigen.

Niederschlagswasserbeseitigung

Niederschlagswasser ist gemaf § 55 Abs.1,2 WHG ordnungsgemaf und ohne Beeintrachtigung
des Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen.
Der Niederschlagswasserbegriff wird in § 54 Abs.1 Nr.2 WHG definiert.

Nach § 7 Abs.1 der Abwasserbeseitigungssatzung der Universitats- und Hansestadt Greifswald
besteht eine Anschluss- und Benutzungspflicht an die éffentlichen
Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen flr Anschlussberechtigte und das auf ihren
Grundstlcken anfallende Niederschlagswasser.

Befreiungen davon sind in § 8 der Abwasserbeseitigungssatzung geregeit.

Die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Oberflaichengewasser stellt eine Gewéasserbe-
nutzung nach § 2 Abs.1 Nr.1; § 8 Abs.1 und § 9 Abs.1 Nr. 4 WHG dar, fir die ein Antrag auf
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis bei der unteren Wasserbehorde des Landkreises VG
erforderlich ist.

Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist aufgrund des im Plangebiet vorhandenen hohen
Grundwasserstandes nicht generell moglich.
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Sollte eine Versickerung von Niederschlagswasser entsprechend der Anforderungen des
Arbeitsblattes DWA-A 138 ,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von
Niederschlagswasser” im Vorhabensgebiet zulédssig sein, ist fiir die Errichtung der
Versickerungsanlage ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zur Benutzung des Grundwassers
gemal § 2 Abs.1 Nr.3, § 8 Abs.1 und § 9 Abs.1 Nr.4 WHG bei der unteren Wasserbehérde des
Landkreises VG zu stellen. Die Einhaltung der Anforderungen des Arbeitsblattes DWA-A 138
+Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser* ist
nachzuweisen.

Fir das Vorhabensgebiet steht keine 6ffentliche Niederschlagswasserkanalisation zur Verfiigung.
Die in der Stralsunder Strafe vorhandene 6ffentliche Niederschlagswasserkanalisation beginnt in
Hb6he der Stralsunder StraRe Nr.10 und miindet in den Ryck. Dafiir erteilte das Staatliche Amt fiir
Umwelt und Natur Ueckermiinde der Universitats- und Hansestadt Greifswald am 18.11.2009 die
wasserrechtliche Erlaubnis (Az: StAUN UEM 310d E7/9656/17/09).

Sollte diese offentliche Niederschlagswasserkanalisation zur Ableitung des im Plangebiet
anfallenden Niederschlagswassers genutzt werden und wére die dafiir erforderliche Kapazitét
vorhanden, ist die Anderung der erlaubten Art und Menge des einzuleitenden
Niederschlagswassers nach Nebenbestimmung Nr.3.5. der genannten Erlaubnis der unteren
Wasserbehdrde des Landkreises VG anzuzeigen und durch entsprechende Unterlagen zu
belegen.

Fir die Einleitung des auf dem Grundstiick Stralsunder Strale 12 (Gemarkung Greifswald, Flur 4,
Flurstick 20/1) anfallenden Niederschlagswassers in den Graben 14/1/1 erteilte die untere
Wasserbehorde der Universitéts- und Hansestadt Greifswald der Diakonie-Pflegedienst gGmbH in
Vorpommern am 26.11.2009 eine wasserrechtliche Erlaubnis, die bis zum 31.12.2019 befristet
war.

- Die Angaben zur Niederschlagswasserbeseitigung in der Planzeichnung (Teil B),
IV. Hinweise sind unter Pkt. 2. zu korrigieren.

- Planzeichnung Text (Teil B)

I. Textliche Festsetzungen gemaf § 9 BauGB und BauNVO:
Unter Nr. 10.1 und Nr. 10.2 werden Festlegungen zur Dachbegriinung getroffen. Diese Angaben
sind zu konkretisieren und die Festlegungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Universitéts-
und Hansestadt Greifswald in § 9 - Brauchwassernutzung - sind zu beachten.
Auf Dachflachen anfallendes Niederschlagswasser, das keiner unmittelbaren Beseitigung
zugefuhrt wird, sondern im Haushalt verwendet werden soll, ist anschlieRend als Schmutzwasser
in die offentliche Schmutzwasserkanalisation einzuleiten.
Eine Einleitung von Brauchwasser/Schmutzwasser in zu begriinende Mulden oder
Retentionsflachen wie unter Nr. 10.2 gefordert, stellt eine Ordnungswidrigkeit nach § 134 Abs.1
Nr.12, 17 LWaG dar, die nach § 134 Abs.2 LWaG mit einem BuRRgeld geahndet werden kann.
Wird das auf den Dachflachen anfallende Niederschlagswasser nicht als Brauchwasser genutzt, ist
eine ordnungsgemafRe Niederschlagswasserbeseitigung geman § 55 Abs.1,2 WHG zu
gewahrleisten.

Schmutzwasserbeseitigung

Das im Vorhabensgebiet anfallende Schmutzwasser ist in die 6ffentliche Schmutzwasser-
kanalisation einzuleiten.

Die Abwasserbeseitigungssatzung der Universitats- und Hansestadt Greifswald ist zu beachten.
Nach § 9 Abs.6 BauGB sind gemeindliche Regeln zum Anschluss- und Benutzungszwang in den
Bebauungsplan nachrichtlich zu Gbernehmen.

In diesem Zusammenhang ist auf § 9 der Abwasserbeseitigungssatzung zur Brauchwasser-
nutzung hingewiesen.
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Grundwasser

Die Entnahme von Grundwasser im Rahmen einer Grundwasserhaltung bzw. —absenkung ist
gemanR § 8 Abs.1, § 9 Abs.2 Nr.1 WHG der unteren Wasserbehdrde des Landkreises VG
anzuzeigen.

Fur die Errichtung von Erdwarmesondenanlagen ist eine Erlaubnis zur Benutzung des
Grundwassers gemafR § 8 Abs.1, § 9 Abs.1 WHG bei der unteren Wasserbehdrde des Landkreises
VG erforderlich.

4. Rechtsamt
4.1 SG Breitband
4.1.1 SB Breitband
Bearbeiter: Herr Hoffmann; Tel.: 03834 8760 1243

Die Prifung hat ergeben, dass der eingereichte Antrag, Bereiche des geférderten
Breitbandausbaus beriihrt.

Nach § 146 Absatz 2 Telekommunikationsgesetz ist im Rahmen der Erschlieffung von
Neubaugebieten stets sicherzustelien, dass geeignete passive Netzinfrastrukturen fir ein Netz mit
sehr hoher Kapazitat mitverlegt werden.

Solien einzelne Grundstiicke erschlossen werden Fragen sie bei dem unten aufgefihrten
Telekommunikationsunternehmen nach.

Die Trasse wurde genehmigt, es handelt sich um das Projektgebiet VG27_10 Cluster11_001. Das
Projektgebiet VG27_10 befindet sich gerade in der Planungs-/Umsetzungsphase.

Fir einen genauen Trassenverlauf oder einer Mitverlegung kontaktieren sie das ausfihrende
Telekommunikationsunternehmen:

Anschrift: AEP Pluckhahn Netze GmbH
Breite Strafle 18b
17438 Wolgast
Ansprechpartner: Frank Plickhahn
Emait: aep@aepservice.de
Telefon: 03836/27770

5. Ordnungsamt
5.1 SG Brand- und Katastrophenschutz
5.1.1 SB Katastrophenschutz
Bearbeiter: Herr Freisleben; Tel.: 03834 8760 2813

Die untere Katastrophenschutzbehorde dufiert sich zum Vorhaben wie folgt:
* Munitionsgefahrdung

Im Kampfmittelkataster des Landes Mecklenburg-Vorpommern sind keine Eintragungen zu einer
Kampfmittelbelastung fir das Vorhaben vorhanden.

Sollten im Verlauf der Umsetzung eines Vorhabens trotz negativer Auskunft wider Erwarten
Kampfmittel bei Arbeiten entdeckt werden, so sind die Arbeiten einzustellen, der Fundort zu
rdaumen und abzusperren. Nachfolgend hat die Meldung Uber den Notruf der Polizei oder die
nachste Polizeidienststelle an den Munitionsbergungsdienst M-V zu erfolgen. Gemaf § 5 Abs. 1
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Kampfmittelverordnung M-V ist die Fundstelle der &rtlichen Ordnungsbehérde beim zustandigen
Amt unverziglich anzuzeigen.

* Kreisgefahrdungsanalyse; Hier: Sturmflut/-hochwasser

Flr das Vorhabengebiet liegen Informationen zur Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie mit den
Ergebnissen und Darstellungen Hochwassergefahren- und -risikokarte, potentielle
Uberflutungsfléachen und Risikogebiete des Landesamt fiir Umwelt, Naturschutz und Geologie
Mecklenburg-Vorpommern vor.

In den nachfolgenden Darstellungen sind die potentiellen Uberflutungsraume nach den
Hochwasserwahrscheinlichkeiten gemaR den Ergebnissen der Hochwasserrisikomanagement-
Richtlinie (HWRM-RL) und die méglichen Uberflutungsfldchen bei Ausldsung von
Hochwasseralarmstufen auf der Basis der Hochwasserschutzanalyse des Landkreises
Vorpommern Greifswald aufgezeigt.

Uberflutungsraum - haufige (hoch)
Hochwasserereigniswahrscheinhchkeit
fur

- ein Binnengewasser HQ10 und

- ein Kustengewasser HW20
Uberflutungsraum - mttlere
Hochwasserereigniswahrschembichkeit
fur

- ein Binnengewasser HQ100{Der
hochste gemessene Hochwasserstand
entspricht Hochwasser das 1mal in 100
Jahren auftritt) und

- ein Kustengewasser HW200
Uberflutungsraum - extreme (selten)
Hochwasserereigniswahrscheinhchkert
fur

- ein Binnengewasser HQ 200 + Versagen
der Hochwasserschutzaniagen und

- bei Kustengewasser HW200 +
Klimazuschlag + Versagen der
Hochwasserschutzanlagen

L

775

7

7

7,

W

> 7

!

s
Ziwr:

Hochwasseralarmstufen (ohne Wirkung der HW-Schutzanlagen; AS - Alarmstufe)

*
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AS1-AS2
[—", AS2-AS3
D AS3-AS4

EZ AS 4 - BHW

o :'..[nne‘nstadtl TN N = unterhalb AS1
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Bebauungsplan Nr. 105.1 ,,Steinbeckervorstadt-Nord“ der Universitits- und Hansestadt
Greifswald

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fir die Ubergabe der Unterlagen zum im Betreff genannten Vorhaben.

Auf der Grundlage der vorgelegten Unterlagen wird festgestellt, dass durch den Bebauungsplan
(BBP) Nr. 105.1 ,Steinbeckervorstadt-Nord" in Greifswald keine wasserwirtschaftlichen Anlagen
in Zustandigkeit des Staatlichen Amtes fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern (StALU VP)
betroffen sind und naturschutzrechtlichen Belange des StALU VP berihrt werden.

Belange des Kiisten- und Hochwasserschutzes

Gemal § 107 Abs. 4 Nr. 1 und 2 LWaG sind die StALU fiirr Gewésser 1. Ordnung und den
Kustenschutz zustandig. Die értliche Zustandigkeit des StALU VP ergibt sich aus
§ 3 LwUmwulLBehV MV.

Der B-Planbereich Nr. 105.1 ,Steinbeckervorstadt-Nord* liegt nérdlich des B-Plangebietes Nr.
105 ,Steinbeckervorstadt‘. Aufgrund der Lage wird das B-Plangebiet durch die Wassersténde
des Rycks (oberhalb der Steinbecker Briicke - Gewasser 2. Ordnung) beeinfiusst.

Im Greifswalder Bodden kénnen erhéhte Wasserstande infolge Sturmhochwasser in der Ostsee
auftreten. Entsprechend der Richtlinie 2-5/2022 ,Referenzhochwasserstand und
Bemessungshochwasserstand" des Regelwerks Kustenschutz M-V betrégt der

- Referenzhochwasserstand (RHW) 2,40 m NHN.
Der RHW entspricht in etwa einem HWa0 (Hochwasser mit statistischer
Wiederkehrwahrscheinlichkeit von 1 Mal in 200 Jahren)

- Bemessungshochwasserstand (BHW) 3,40 m NHN.
Der BHW berucksichtigt zusatzlich zum RHW ein Vorsorgemaf von 1,00 m/100 a zur
Berlicksichtigung eines beschleunigten, klimawandelinduzierten Meeresspiegelanstiegs.

Hausanschrift: ) " Telefon: 0385/ 588 68-000

Staatliches Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern Telefax: 0385 / 588 68-800

BadenstralRe 18, 18439 Stralsund E-Mail: poststelle@staluvp. mv-regierung.de
Postanschrift: Webseite: www.stalu-vorpommern.de

Postfach 2541, 18412 Stralsund
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Die Hansestadt Greifswald wird durch ein komplexes Kustenschutzsystem, u.a. dem Sperrwerk
an der Ryckmindung mit den seitlichen Anschlussdeichen Wieck und Eldena, geschutzt.

Der Ausbau der Kusten- und HochwasserschutzmafRnahmen erfolgte auf Grundiage der
ehemaligen Richtlinie 2-5/2012 des Regelwerks "Kistenschutz M-V".

Unabhangig des hierdurch perspektivisch notwendigen Ertlichtigungs-/Anpassungsbedarfs der
Kustenschutzanlagen am Greifswalder Bodden wird sich auch ein erhéhter Meereswasser-
spiegel auf das SchlieBregime des Sperrwerkes und die sowoh! Normal- als auch
Hochwasserstande des Rycks auswirken.

Angesichts des prognostizierten Meeresspiegelanstieges von 1 m in den nachsten 100 Jahren
wird sich auch der Mittelwasserstand des Ryck dramatisch erhhen, so dass mittel- bis
langfristig mit einem Zustrom von Grundwasser aus Norden, Osten und Stden zu rechnen ist.
Hierdurch ist eine dauerhafte Uberflutung tieferliegender Bereiche des B-Plans zu beflrchten,
auflerdem sind Auswirkungen auf die geplanten baulichen Anlagen und insbesondere ihre
Grindungen sehr wahrscheinlich.

In Pkt. 5.3 ,Hochwasserrisiko* der Begriindung zum B-Plan werden Aussagen zur
Hochwassergefahrdung, zum Hochwasserschutz sowie zur Hochwassergefahrdung bei
Versagen der Hochwasserschutzanlagen der Universitits- und Hansestadt Greifswald
getroffen. Das VorsorgemaR wurde in den Ausfuhrungen bereits berlicksichtigt.

Weiterhin wird die Hochwassergefahrdung durch erhéhte Wasserstande im Ryck beim
Zusammentreffen einer auRerordentlich langanhaltenden Sturmflut und hiermit geschlossenem
Sperrwerk mit gleichzeitigen sehr hohen Binnenabflussen im Ryck (extremer Niederschlag
oder Schneeschmelze) und damit zu erwartenden Wasserstanden von 1,35 m NHN dargelegt.
Aufgrund der Geldandehdhen zwischen -0,8 und 2,60 m NHN kann eine Hochwassergefahrdung
fur Teilbereiche des B-Plangebietes nicht ausgeschlossen werden.

Die getroffenen Festsetzungen zum Schutz vor Hochwasser sind aus Sicht des Kisten- und
Hochwasserschutz ausreichend.

In Teil B, Pkt. I, 2.2.2 des B-Planes sowie Pkt. 5.3 ,Hochwasserrisiko“ der Begrindung zum
B-Plan sind Mainahmen zur Vermeidung bzw. Minderung einer Hochwassergefahrdung der
baulichen Anlagen (Festsetzung der Oberkante FuRboden bei Aufenthaltsraumen von
Wohnungen und von Raumen mit einer Beherbergung auf mind. 2,00 m NHN sowie
Festsetzung der Oberkante des FuRbodens fiir betreutes Wohnen und von Transformator-
stationen Uber dem Niveau des Bemessungshochwassers (BHW) festgesetzt. Wie oben bereits
erwéhnt, sind Anderungen des BHW nicht auszuschlieRen. In der Begriundung (5.4
Hochwasserrisiko) wird auf 3,40 m NHN abgestellt, ggf. ist eine konkrete Héhenangabe auch in
der textlichen Festsetzung 2.2.2 sinnvoll.

Belange der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Die WRRL stellt den Mitgliedstaaten das Ziel, innerhalb realisierbarer Zeitraume einen ,guten
Zustand" der Gewasser herzustellen. Geman dieser Richtlinie und den in der Folge erlassenen
Rechtsvorschriften des Bundes und des Landes M-V hatte die Wasserwirtschaftsverwaltung
des Landes bis Ende 2009 Bewirtschaftungsplane und MaRnahmenprogramme zur Erreichung
der Umweltziele in den Gewassern Mecklenburg-Vorpommerns aufzustellen. Die
Fortschreibung fur den dritten Bewirtschaftungszeitraum 2022 bis 2027 wurde 2021
durchgefihrt. Mit Veréffentlichung im Amtlichen Anzeiger Nr. 54/2021 vom 20. Dezember 2021
(AmtsBl. M-V/ AAZ. 2021 S.641) wurden die das Land M-V betreffenden Bewirtschaftungspléne
und Malnahmenprogramme fiir die Flussgebietseinheiten (FGE) Elbe, Oder, Schlei/Trave und
Warnow/Peene zur Umsetzung der WRRL fur den dritten Bewirtschaftungszeitraum 2022 bis
2027 fur behérdenverbindlich erklart (§ 130a Absatz 4 LWaG).




Die folgenden im raumlichen Zusammenhang stehenden vier Bebauungspléne der Hansestadt
Greifswald:

Bebauungsplan Nr. 3 — Stralsunder Strafie
Bebauungsplan Nr. 105 - Steinbeckervorstadt
Bebauungsplan Nr. 105.1 — Steinbeckervorstadt Nord
Bebauungsplan Nr. 105.2 — Steinbeckervorstadt Ost

befinden sich in der FGE Warnow/ Peene im WRRL- Planungsgebiet Kiistengebiet Ost und hier
im Bearbeitungsgebiet der Bewirtschaftungsvorplanung Ryck. Stdlich der Plangebiete verlauft
der WRRL-berichtspflichtige Ryck (Wasserkérper RYZI-1900).

Als ein natirrliches FlieBgewésser ist der Ryck gemaR § 27 WHG so zu bewirtschaften, dass
eine Verschlechterung seines dkologischen und chemischen Zustandes vermieden und der
,gute Zustand" bis 2027 erreicht wird. Aufgrund struktureller Defizite, Nahrstoffbelastungen und
einer maRigen biologischen Ausstattung erreicht der Ryck derzeit erst den ,mafigen
dkologischen Zustand®.

Fur den dritten Bewirtschaftungszeitraum (2022-2027) wurde im Bewirtschaftungsplan der FGE
Warnow/ Peene zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele fir den Ryck als
MaRnahmenschwerpunkt die Reduzierung der Nahrstoffeintrage festgelegt.

Laut Unterlagen ist das Entwasserungssystem in den vier Plangebieten mit Funktionsdefiziten
behaftet. Derzeit erfolgt die Entwéasserung teilweise ber die bestehende &ffentliche
Regenwasserkanalisation. Durch die zusatzliche Bebauung und Flachennutzung wird ein
erhohter Anfall an Niederschlagswasser erwartet, insbesondere bei Starkregenereignissen.

Hinsichtlich einer moglichen Ableitung des Niederschlagswassers uber die vorhandene
Kanalisation bzw. tber das umliegende Grabensystem in den Ryck wird vorsorglich auf die
Einhaltung der Artikel 1 und 4 der EG-WRRL hingewiesen, die jede nachteilige Anderung des
Zustandes eines Oberflachengewassers (Verschlechterungsverbot) untersagen, wobei alle
Oberflachengewasser zu schiitzen, zu verbessern und zu sanieren sind, mit dem Ziel, einen
guten Zustand der Oberflachengewasser (Zielerreichungsgebot) zu erreichen.

Zur Reduzierung der punktuellen Stoffeintrage/ Belastungen ist das Minderungspotenzial
bereits an der ,Quelle” zur Senkung der Stoffeintrage auszuschépfen und alle méglichen
MaRnahmen zur Vorreinigung des zuflieRenden Oberflachenwassers Vorort vorzusehen.

In diesem Zusammenhang wird empfohlen, fur die Bewertung der stofflichen Belastung des
Niederschlagswassers im Plangebiet und der Notwendigkeit, dieses vor Einleitung in die Vorflut
zu behandeln, als auch fur die Ermittiung erforderlicher MaBnahmen und Wirksamkeiten zum
Stoffriickhalt das DWA-Merkblatt M153 nur noch eingeschrankt zu verwenden. Insbesondere
sind die Regelungen der DWA-/ BWK - Arbeitsblatter A-102-1/ BWK-A-3-1, DWA-A-102-

2/ BWK-A-3-2 und DWA-Merkblatt-102-4/ BWK-A-3-4 (Regenwasserbewirtschaftung) zu
beachten und nur die noch giiltigen Abschnitte des DWA-Merkblattes M153 anzuwenden.

Hinsichtlich erforderlicher Kompensation ist zu priifen, ob der Ausgleich von Eingriffen in den
Naturhaushalt durch Umsetzung von WRRL-MaRnahmen zur Wiederherstellung der
Durchwanderbarkeit sowie zur Verbesserung der Gewassermorphologie an FlieRgewassern im
Landkreis Vorpommern-Greifswald erbracht werden kann.



Aus der Sicht der von meinem Amt zu vertretenden Belange des anlagenbezogenen
Immissionsschutzes und Abfallrechts bestehen gegentiber der 0.g. Planung keine Bedenken
und Hinweise.

Mit freundlichén Ghiien

(X

atthias Wolters —

WHG - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaits (Wasserhaushaltsgesetz) vom 31.07.2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geandert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409)

LWaG - Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG) vom 30.11.1992 (GVOBI. M-V 1992 S. 669), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 08.06.2021 (GVOBI. M-V S. 866)

LwUmwuLBehV MV - Landesverordnung tiber die Errichtung von unteren Landesbehérden der Landwirtschafts- und

Umweltverwaltung vom 03.06.2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 310), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 24.03.2023 (GVOBI. M-v
S. 563)

Allgemeine Datenschutzinformation:

Der Kontakt mit dem Staatlichen Amt fiir Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von
Ihnen ggf. mitgeteilten persénlichen Daten verbunden (Rechtsgrundlage:

Art. 6 Abs. 1 e DSGVO i.V.m. § 4 Abs. 1 DSG M-V). Weitere Informationen erhalten Sie unter www.regierung-mv.de/Datenschutz.
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Amt -60.5- Greifswald, den 23.02.2024
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Amt -60.2-
Herr Akrami

Stellungnahme Umweltabteilung zum Vorentwurf des
Bebauungsplanes Nr. 105.2 - Steinbeckervorstadt/Ost - (Stand 01/2024)

Immissionsschutz

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht ist nicht nachvollziehbar, warum aus den Bebauungsplanen 105
und 105.2 nicht ein Bebauungsplan gemacht wird.

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung sind die Auswirkungen der vorhandenen gewerblichen
Anlagen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nach TA L&rm, des Forums am Museums-
hafen nach Freizeitlarmrichtlinie M-V sowie des Strafenverkehrslarms nach RLS 19 zu untersuchen und mit
den Vorgaben der DIN 18005 Teil 1 zu vergleichen. Falls erforderlich sind MafSnahmen zum Schutz vor
schadlichen Umwelteinwirkungen zu untersuchen und im B-Plan festzusetzen. Die gewerblich, gastronomi-
schen Angebote im SO 1 und im SO 3 sind in der Untersuchung mit zu berticksichtigen.

Die Entwicklung eines Bebauungsplanes mit einem Fokus auf eine nachhaltige Mobilitat wird ausdricklich
begriiBt. Im Rahmen eines Mobilitatskonzeptes ist der tatsachliche Bedarf fUr das WA 2 zu ermitteln und
aufzuzeigen, mit welchen Mobilitatselementen eine nachhaltige Mobilitat erreicht werden kann (Konkreti-
sierung von Pkt. 1.3.2). Gegebenenfalls werden Festsetzungen bzw. vertragliche Regelungen mit den zu-
kiinftigen Eigentlimern erforderlich. In diesem Zusammenhang sollte der Greifswalder Leitfaden Mobilitats-
konzepte als Erkenntnisquelle mit genutzt werden. Weiterhin wird empfohlen, im WA 1 40 % der Stellplatze
durch ein Mobilititskonzept zu kompensieren und die Festsetzung im Pkt. 4 entsprechend zu erganzen. Die
Mdglichkeit der Steliplatzsatzung sollte an dieser Stelle zur Verpflichtung werden. Im Sinne der Férderung
einer nachhaltigen Mobilitat kann damit die Wirtschaftlichkeit nachhaltiger Mobilitatselemente erreicht
bzw. gesteigert werden.

Weiter wird empfohlen, im Pkt. 4 den Teil B des B-Planes durch eine Festsetzung zu erganzen, die gewahr-
leistet, dass samtliche Fahrradsteliplatze fir die Anwohner Uberdacht und ADFC-konform errichtet werden.

Die Ausweisung der StraRenrandbebauung als MU wird als sehr kritisch angesehen. Mit einer zuldssigen
Larmbelastung von 63 dB(A) als Mittelwert Gber den Tagzeitraum wird den Anwohnern eine theoretisch sehr
hohe gewerbliche Larmbelastung zugemutet. Das MU ist in ein Ml zu wandeln.

Der Betreiber einer Luftwarmepumpe sowie Kraft-Warme-Kopplungsanlage hat den Nachweis zu
erbringen, dass die Anlage im Volllastbetreib eine nach TA Larm zu ermittelnde Zusatzbelastung von 34
dB(A) nicht berschreitet. Zur Grundstlckgrenze ist zusétzlich ein Grenzabstand von 3,00 m vorzusehen.
Fiir den Nachweis ist der Schalleistungspegel der Warmepumpe / Kraft-Kopplungsanlagen aufgrund von
Tonhaltigkeit mit einem Zuschlag von 3 dB (A) anzusetzen. Der Nachweis kann durch eine Herstellerbe-
scheinigung oder eine Inbetriecbnahmemessung unter Volllastbetrieb erfolgen.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind die Stellplatze von Parkanlagen entsprechend § 22
Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit § 3 Abs. 6 BImSchG so zu errichten, dass ein Mindestabstand von 5 m
zur angrenzenden schutzbedirftigen Nutzung gewahrleistet ist.
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Klimaschutz

Kapitel 4.9: Umbenennen in ,Masterplan 100% Klimaschutz*

Textvorschlag:

Greifswald hat sich im Juli 2022 per Biirgerschaftsbeschluss das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2035 klima-
neutral zu werden. Im Masterplan 100% Klimaschutz der UHGW vom September 2017 wird dargestellt,
dass der Verkehrssektor wie auch der Wohnsektor jeweils fiir ca. ein Drittel der stadtischen Emissionen
verantwortlich sind.

Als weitere Aufgabe steht in Greifswald die , Kommunale Warmeplanung" an, gesetzlich verpflichtet ist die
Stadt, diesen Plan bis zum Jahr 2028 vorzulegen.

Kapitel 7

In Text aufnehmen:

»Greifswald hat sich im Juli 2022 per Birgerschaftsbeschluss das Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2035 klima-
neutral zu werden. Im Masterplan 100% Klimaschutz der UHGW vom September 2017 wird dargestellt,
dass der Verkehrssektor wie auch der Wohnsektor jeweils fiir ca. ein Drittel der stadtischen Emissionen
verantwortlich sind.

Durch Sanierungen der bestehenden Gebaude im B-Plan 105.2 lassen sich langfristig erhebliche Einspa-
rungen im Warmebedarf erzielen. Neben der Warmeddammung schreibt das Gebaudeenergiegesetz eine
Erneuerung von Heizungen vor, die weder einen Brennwert- noch einen Niedertemperaturkessel haben und
alter als 30 Jahre sind. Die Warmeversorgung muss dabei mit einem Anteil von mindestens 15% erneuer-
barer Energien erfolgen.

Zudem missen ab 2028 neu eingebaute Heizungen zu mindestens 65 Prozent mit erneuerbaren Energien
betrieben werden. Stellt die Kommune, wie von Greifswald geplant, bereits vorher den Kommunalen War-
meplan auf, ist bereits ab diesem Zeitpunkt der Anteil von 65% erneuerbarer Energien beim Heizungs-
tausch zu erreichen. Sollte die Kommunale Warmeplanung einen Ausbau des Warmenetzes fiir das Plange-
biet vorsehen, hat die Nutzung des Netzes Vorrang und besteht Anschiusspflicht entsprechend Fernwéarme-
satzung, Gleiches gilt flr den Neubau im Plangebiet. Wird kein Netz geplant oder wird dieses erst zu einem
spateren Zeitpunkt errichtet, muss beim Neubau bereits ab Zeitpunkt des Inkrafttretens des Kommunalen
Warmeplans der Anteil von 65% regenerativer Energien bei der Warmeversorgung eingehalten werden."

Satz ,Um die MaBBnahmen des Klimaschutzkonzeptes im Warmebereich auf Basis der Kraft-Warme-
Kopplung zu férdern..."

Andern: ,Um die MaRnahmen des Masterplan 100% Klimaschutz im Warmebereich umzusetzen, soll der
Anschiuss des Plangebietes an das Fernwérmenetz gepriift und bei Anschlussfahigkeit ein Zeitplan zur
Umsetzung aufgestelit werden.*

Hinweis: Idealerweise sollte der BPlan bezuglich der Warmeversorgung soweit durchgeplant werden, dass
die Vorgaben des Bebauungsplanes in die Kommunale Warmeplanung Gbernommen werden kdnnen.
Alternativ muss, wenn der Kommunale Warmeptan vor dem Bebauungsplan aufgestellt wird, der Bebau-
ungsplan die diesbezlglichen Vorgaben {ibernehmen.

Die Stadtwerke soliten priifen, ob der Anschluss der Steinbecker Vorstadt an das Warmeversorgungsnetz
moglich ist oder ob ein Nahwarmenetz unter Nutzung regenerativer Energien denkbar ist. Die eventuell flr
die Versorgung notwendigen Flachen miissen im Bebauungsplan gekennzeichnet werden.

Ist keine netzgebundene Warmeversorgung machbar, sind die Alternativen aufzuzeigen.

Die PV-Pflicht wird begrift.

Kommunale Nachhaltigkeitsstrategie der Universitéts- und Hansestadt Greifswald
Bitte zu dieser Thematik Aussagen in der Begrindung aufnehmen.

Boden/Wasser

zu Kap. 5.3 Grundwasser/ Versickerungsfahigkeit des Bodens
Zur Klarung hydrogeologischer Fragestellungen wurde im Ergebnis des Scopingtermins ein Gutachten ge-
fordert und beauftragt.



Im Text werden die wesentlichen Ergebnisse und geforderten MafRnahmen gut beschrieben. Die Beschrei-
bung potenziell anderer Auswirkungen (..“wirkt der sandig-kiesige Fillboden wie eine wasserfihrende Rin-
ne....") zeigen scheinbar keinen Bezug zum Gutachten bzw. noch nachtraglich geflhrten Abstimmungen mit
dem Gutachter. Wenn im vorherigen Abschnitt bereits die Vollauskofferung aus Kostengriinden ausge-
schlossen ist, ist diese Begrindung bereits hinreichend. Ahnlich verhalt es sich mit den Uberschittungen.
Es sollte demzufolge geprift werden, inwieweit derartige, sich inhaltlich doppelnde, Textabschnitte in der
Begriindung zum Vorentwurf entbehrlich sind.

S.11 8.Abs: Wenn es fiir den B-Plan nicht relevant ist, dann muss ich es auch nicht diskutieren. Es reicht
die Information des Gutachtens, dass Machbarkeit der Bodenverdrdngung geprlft werden soll.

Kap 5.6: ,Weiterhin ist das Plangebiet nicht als kampfmittelbelasteter Bereich bekannt. Eine Baugrundun-
tersuchung fiir die Baumafnahmen ist dennoch unentbehrlich.” Satzreihenfolge prifen

Im Rahmen der klimatischen Veranderungen sollte die Einleitung von Niederschlagswasser ohne Oberfla-
chenzwischenspeicher in die Vorflut vermieden werden. Auch hohe Niederschlagsmengen in den Herbst-
monaten fuhren nicht dazu, Defizite von mehreren niederschlagsarmen Jahren auszugleichen.

Dachbegriinung/Fassadenbegriinung/Antennen- und Satellitenschisseln
Hinweise analog B-Plan Nr. 3

Auenbeleuchtung

(Festsetzungen von Mafnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft)
Bisher keine Aussagen zum Thema Aufienbeleuchtung, solite erganzt werden.

Es solite eine tier- und menschenfreundliche AuRenbeleuchtung festgesetzt werden (Farbtemperaturen von
1600 bis 2400, max. 3000 Kelvin, niedrige Intensitat, dimmbar, bedarfsgesteuert, fokussiertes Licht, keine
Abstrahlung in die Umgebung). Es soliten konkrete rechtssichere Festsetzungen dazu vorgenommen wer-
den. Nicht funktional notwendige Beleuchtungen (abseits von Strafen und Wegen) sollten konsequent
ausgeschlossen werden. Es gibt keine generellen Beleuchtungspflichten.

Quelle fur textliche Festsetzungen: https://idur.de/wp-content/uploads/2021/12/IDUR-Sonderdruck-
Lichtverschmutzung-12.2021..pdf)

Nisthilfen fiir Gebaudebriter

(Festsetzungen von Mafnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft)

Bei Neubauten solite verpflichtend der Einbau/Anbringen von Nisthilfen vorgeschrieben werden (Festset-
zung), da aufgrund der Bauvorschriften moderne Neubauten nur noch wenige Nistmoglichkeiten fur Ge-
baudebriter aufweisen.

Beispiel Festsetzung: Fir gebaudebriitende Vogelarten (Hausrotschwanz, Haussperling, Mehlschwalbe,
Mauersegler) und Fledermausarten (Zwerg-, Mlcken-, Breitfliigelfledermaus) sind Nist- und Ruhestétten im
Bereich der Gebaude durch geeignete Bauweise in die Konstruktion zu integrieren oder als kinstliche Nist-
hilfen anzubringen. Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes und im Urbanen Gebiet sind an Gebauden pro
Grundstiick mindestens 4 Nist- und Ruhestatten anzubringen, die flr mindestens eine der in Satz 1 ge-
nannten Arten aus jeder Tiergruppe (Vgel und Fledermause) geeignet sind. Die Einrichtungen sind im
Rahmen des Baugenehmigungs- oder nachzuweisen.

Redaktionelle Hinweise
Die Abbildung 3 hat eine geringe Qualitat. Bei 60.5 liegt der Landschaftsplan in digitaler Form vor.
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Aktenzeichen: 00152-24-46 Datum: 12.03.2024
Grundstiick: Greifswald, OT Greifswald, ~

Lagedaten: Gemarkung Greifswald, Flur 4, Flurstiicke 4/5, 5/2, 8/5, 8/6, 8/7, 9/4, 33, 39, 40/1, 40/3, 42, 43, 40/2, 41,
44, 45/1, 45/2, 46/1, 46/2, 4613, 47/3, 47/4, 47/5, Flur 5, Flurstiicke 6, 8/1, 9, 15/2

Vorhaben: Bebauungsplan Nr. 105.2 "Steinbeckervorstadt/Ost" der Universitats- und Hansestadt Greifswald
hier: Beteiligung Trager &ffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 2352-2021

Nachtrag zur Gesamtstellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhalten Sie als Nachtrag zur Gesamtstellungnahme des Landkreises Vorpommern-
Greifswald vom 14.02.2024 die Stellungnahme des SG Naturschutz, Bearbeiterin ist Frau
Schreiber, Tel. 03834 8760 3214.

Ich méchte Sie bitten, diese bei der weiteren Bearbeitung des Vorhabens zu beachten.

Die untere Naturschutzbehorde des Landkreises Vorpommern-Greifswald gibt zum o. g.
Vorhaben folgende Stellungnahme:

Umweltbericht:

Zur umfassenden Beurteilung der von der Hansestadt Greifswald eingereichten Anzeige Uber den
Bebauungsplan Nr. 105.2, Steinbeckervorstadt/Ost" ist entsprechend § 2 Abs. 4 des BauGB fiir die
Belange des Umweltschutzes eine Umweltpriifung nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a des
Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. |, S. 3634)
durchzufiihren und den Behérden vorzulegen. Mit der Anderung des BauGB und des UVPG des
Bundes ist ein zusétzliches Schutzgut zu bewerten. Es handelt sich um das Schutzgut ,Flache”,
welches losgeldst vom Schutzgut ,Boden® zu betrachten ist.

Zur Erstellung des Umweltberichtes ist die Anlage 1 des V. g. Gesetzes anzuwenden.

Im Rahmen der Erarbeitung des Umweltberichtes ist beim Schutzgut Boden anhand des
vorliegenden Abschlussberichtes zur geologischen, hydrogeologischen und hydrologischen
Untersuchung flr den Bereich entlang des Deiches und fiir den Bereich der dargestellten
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Retentionsrdume nachzuweisen, dass mit geeigneten Festsetzungen den Vorschldgen aus dem
Abschiussbericht (Punkte 7 und 8.4) gefolgt werden kann.

Anforderungen an die Planung durch die Einbindung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung in das Abwagungsgebot

Entsprechend dem Abwagungsgebot des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB sind die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege hinsichtlich des Vermeidungs- und
Kompensationsgrundsatzes verfahrensméagig und inhaltlich vollstdndig und abschlieRend auf der
Ebene der Bauleitplanung zu klaren. Es miissen deshalb alle anlagebedingten, betriebsbedingten
und baubedingten Projektwirkungen prognostiziert werden. In der Bauleitplanung ist abschlieRend
dariber zu entscheiden, ob sich die Eingriffe in Natur und Landschaft rechtfertigen lassen und ob
und in welchem Umfang fir unvermeidbare Beeintrachtigungen Kompensationsmafinahmen
notwendig sind. Die Stadt ist deshalb nach § 1 a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB verpflichtet, Gber
alle Eingriffsfolgen bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu entscheiden.

Die Bewertung der Eingriffs- und der Kompensationsmafnahmen sollte nach den Hinweisen zur
Eingriffsregelung fiir Mecklenburg-Vorpommern in der Neufassung von 2018 erfolgen.

Bei der Ausfuhrungsplanung fiir die Kompensationsmafinahmen sind die ermittelten
Anforderungen an die Funktionalitdt der MaRnahmen hinsichtlich der Eignung zu berlicksichtigen.

Befindet sich die Kompensationsmafinahme nicht auf dem Eingriffsgrundstiick, ist der Nachweis
der Flachenverfligbarkeit zu erbringen, und die Mafinahmen sind durch Sicherung der
Grunddienstbarkeit und eine Vereinbarung zwischen dem Erschlieungstrager, dem
Grundstlickseigentiimer, der Gemeinde und der unteren Naturschutzbehorde vertraglich zu
binden.

Gesetzlicher Gehélzschutz nach § 18 NatSchAG MV

Im Plangebiet ist Gehdlzbestand vorhanden. Es ist zu priifen, ob es sich um einen Gehélzbestand
nach § 18 NatSchAG M-V bzw. der Satzung der Hansestadt Greifswald handelt.

Ein genaues Aufmal ist den Planungsunterlagen nicht zu entnehmen.

Gemal § 18 Abs. 1 des Gesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfiihrung des
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausflihrungsgesetz — NatSchAG M-V) vom 23. Februar
2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66) in der jetzt gliltigen Fassung sind alle Bdume mit einem
Stammumfang von mehr als 100 Zentimetern (gemessen in 1,30 Meter Hohe vom Erdboden)
gesetzlich geschitzt. Nach Ziffer 3.1.6 des Baumschutzkompensations-erlasses besteht nur die
Verpflichtung zur Pflanzung von 1:1. Fiir den dariiberhinausgehenden Kompensationsumfang
besteht ein Wahlrecht, ob gepflanzt oder ob eine Ausgleichszahlung erfolgen soll. Die Hansestadt
muss im Antrag auf Ausnahmegenehmigung bereits entscheiden, ob und in welchem Umfang sie
von diesem Wahlrecht Gebrauch machen will. Da die Belange von Naturschutz und
Landschaftspflege im Rahmen der Bauleitplanung vollstandig und abschlieend abgearbeitet
werden missen, sind auch verbindlich verfligbare Pflanzstandorte nachzuweisen bzw.
zuzuordnen. Es sind deshalb geeignete Pflanzstandorte innerhalb bzw. auRerhalb des
Plangebietes nachzuweisen und zu sichern.

Nach § 40 Abs. 3 des NatSchAG M-V konzentriert die Naturschutzgenehmigung zur Ausnahme
vom gesetzlichen Gehdlzschutz die Entscheidung zur Fallung der Baume entsprechend der
Satzung der Hansestadt.

Wenn die Beeintrachtigungen nicht vermeidbar sind, ist durch die Stadt fir die entsprechenden
Baume ein entsprechend begriindeter Antrag auf Ausnahmegenehmigung zu stellen.
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Beriicksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften
Nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG gelten folgende Arten als besonders geschutzt:

Arten der Anhange A und B der EG-Verordnung 338/97

Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 92/43/EWG

Europaische Vogelarten

Tier und Pflanzarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgeflhrt sind;

Streng geschiitzt sind laut § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG:

¢ Arten des Anhanges A der EG-Verordnung 338/97
Arten des Anhanges IV der Richtlinie 92/43/EWG

o Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG
aufgeflihrt sind.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschadigen oder zu zerstoren,

2. wild lebende Tiere der streng geschiitzten Arten und der européischen Vogelarten wahrend der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stéren;
eine erhebliche Storung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der Erhaltungszustand der lokalen
Population einer Art verschlechtert.

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschitzten Arten aus
der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstoren,

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschiitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der
Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschéadigen oder zu zerstoren.

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande nach § 44 Abs.1 BNatSchG unterliegen nicht der
gemeindlichen Abwagung. Bei Betroffenheit besonders oder streng geschitzter Arten ist eine
Ausnahme zu beantragen. Einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG durfen die dort
genannten Bestimmungen der EG-Vogelschutzrichtlinie und der FFH- Richtlinie nicht
entgegenstehen.

Festsetzungen im Textteil B und Kartenteil A

Fir die mit R ausgewiesenen Flachen und die &ffentlichen und privaten Grunflachen sind konkrete
Festsetzungen zu treffen. Es ist bauplanungsrechtlich sicherzustellen, dass die ausgewiesenen
Nutzungen auf Dauer gewahrleistet werden.

Kiistenschutzstreifen nach § 29 NatSchAG M-V des Gesetzes des Landes Mecklenburg-
Vorpommern zur Ausfiihrung des Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausfiihrungs-
gesetz — NatSchAG M-V)

Nach § 29 Abs.1 des NatSchAG M-V dirfen bauliche Anlagen an Kistengewassern in einem
Abstand von 150 Metern land- und seewarts von der Mittelwasserlinie nicht errichtet werden
Dabei ist zu beachten, dass die Erteilung einer Ausnahme im Ermessen der unteren
Naturschutzbehoérde liegt. Der Ermessensspielraum fiir die untere Naturschutzbehorde ist in der
Regel erst dann erdffnet, wenn der Gemeinde kein anderer Entwicklungsspielraum im Rahmen
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ihrer Planungshoheit zur Verfligung steht. Die Belange des § 29 NatSchAG M-V sind nicht
abwagbar.

Mit freundlichen Griifden
Im Auftrag

V'Lkior 'Sftreich
Sachbearbeiter

Quellenangaben

BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.
Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394)

BauNVO Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176)

PlanZVO Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), zuletzt
geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802)

LBauO M-V Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern vom 15. Oktober 2015 (GVOBI.
M-V 2015, S. 344) zuletzt geéndert durch Gesetz vom 26. Juni 2021(GVOBI. M-V
S. 682)

VwVG M-V Verwaltungsverfahrens-, Bekanntgabes- und Vollstreckungsgesetz des Landes
Mecklenburg-Vorpommern (Landesverwaltungsverfahrensgesetz) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 6. Mai 2020 (GVOBI. M-V S. 410, 465)

DSchG M-V Denkmalschutzgesetz vom 06. Januar 1998 (GVOBI. M-V 1998, S. 12) zuletzt
geandert durch Gesetz vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383,392)

BNatSchG Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom
29. Juli 2009 BGBI. | S. 2542) zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
8. Dezember 2022

NatSchAG M-V  Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfiihrung des
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausfiihrungsgesetz) vom
23. Februar 2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66) zuletzt geandert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 05. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

BBodSchG Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 17. Méarz 1998 (BGBI. | S. 502),
zuletzt geandert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. | S.
306)

LBodSchG M-V Gesetz iiber den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern
(Landesbodenschutzgesetz) vom 4. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011 S. 759, zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2018, (GVOBI. M-V S. 219)

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 5)

LWaG M-V Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V) vom
30. November 1992 (GVOBI. M-V S. 669; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 753-2), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 866)
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LWaldG

VwKostG M-V

BauGebVO M-V

VkVO M-V

Waldgesetz fiir das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz) vom
27. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S. 870) zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 22. Mai 2021 (GVOBI. M-V S. 790)

Verwaltungskostengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern
(Landesverwaltungskostengesetz) vom 04. Oktober 1991 (GVOBI. M-V 1991
S. 366, 435) zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Mai 2019
(GVOBI. M-V S. 158)

Verordnung Uber die Gebiihren und Auslagen fir Amtshandlungen der
Bauaufsicht (Baugebiihrenverordnung) vom 10. Juli 2006 (GVOBI. M-V 2006
S. 588, 666) zuletzt gedndert durch Verordnung vom 19. November 2019
(GVOBI. M-V S. 695)

Verordnung iber den Bau und Betrieb von Verkaufsstatten vom
16. Februar 2017 (GVOBI. M-V 2017, 18), in Kraft am 30. Mérz 2017 GS Mecki.-
Vorp. Gl. Nr. 2130-10-9
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Aktenzeichen: 00152-24-46 Datum: 14.02.2024
Grundstlck: Greifswald, OT Greifswald, ~

Lagedaten: Gemarkung Greifswaid, Fiur 4, Flurstlicke 4/5, 5/2, 8/5, 86, 8/7, 9/4, 33, 39, 40/1, 40/2, 40/3, 41, 42, 45/1,
46/1, 46/2, 46/3, 47/5, 45/2, 4713, 47/4, Flur 5, Flursticke 8/1, 9, 15/2

Vorhaben: Bebauungsplan Nr. 105.2 "Steinbeckervorstadt/Ost" der Universitats- und Hansestadt Greifswald
hier: Beteiligung Trager otfentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 2352-2021

Gesamtstellungnahme als Trager offentlicher Belange gemaR § 4 Abs. 1 BauGB
hier:  Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 105.2 "Steinbeckervorstadt/Ost"” der
Universitéits- und Hansestadt Greifswald

Sehr geehrte Damen und Herren,

Grundlage fur die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen:

- Anschreiben der Universitats- und Hansestadt Greifswald vom 12.01.2024 (Eingangsdatum
12.01.2024)

- Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 105.2 vom 11.01.2024

- Vorentwurf der Begriindung ohne Umweltbericht von Dezember 2023

- Geologische, hydrogeologische und hydrologische Untersuchung von August 2022

Das dargestellte Vorhaben wurde von den Fachamtern des Landkreises Vorpommern-Greifswald
beurteilt. Die Stellungnahmen der einzelnen Sachgebiete sind im Folgenden zusammengefasst.
Bei der Umsetzung des Vorhabens sind die darin enthaltenen Bedingungen, Auflagen und
Hinweise zu beachten und einzuhalten. Sollten Sie Nachfragen oder Einwande zu den einzelnen
Stellungnahmen haben, wenden Sie sich bitte an die jeweiligen Ansprechpartner:

1.  Gesundheitsamt
1.1 SG Hygiene-, Umweltmedizin und Hafenarztlicher Dienst

Die fachliche Stellungnahme des Gesundheitsamtes wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht.
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Amt fiir Bau, Natur- und Denkmalschutz

2,
2.1 SG Technische Bauaufsicht/Bauplanung
2.1.1 Team Bauplanung

Bearbeiter: Herr Streich; Tel.: 03834 8760 3142

Die im Rahmen der Beteiligung der Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Ubereinstimmung mit den Vorschriften des
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprift.

Die Planungsziele, welche mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 105.2
Steinbeckervorstadt/Ost* der Universitats- und Hansestadt Greifswald angestrebt werden, sind
nachvollziehbar und werden mitgetragen.

Im weiteren Planverfahren sind folgende Hinweise, Anregungen und Bedenken zu beachten:

1. Die Stadt Greifswald verflgt Gber einen wirksamen Flachennutzungsplan (FNP).
Der Geltungsbereich des B- Plans Nr. 105.2 wurde im FNP zum Teil als Wohnbauflache (W),
zum Teil als gemischte Bauflache (M), zu einem Teil als allgemeine Griinflache und zu einem
Teil als Wasserflache dargestelit.
Die im Zusammenhang der Aufstellung des B- Plans Nr. 105.2 stehenden Festsetzungen zur
Art der baulichen Nutzungen befinden sich zum Teil nicht in Ubereinstimmung mit den
Darstellungen im FNP. Der Bebauungsplan Nr. 105.2 wird nur zum Teil aus dem FNP
entwickelt. Der Bebauungsplan Nr. 105.2 unterliegt demzufolge der Genehmigungspflicht.

Der Flachennutzungsplan wird jedoch im Parallelverfahren geandert (s. Abschnitt 4.4 der
Begrindung). Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich daher um einen
Bebauungsplan nach § 8 Abs. 3 BauGB. Wird der von dem Landrat des Landkreises
Vorpommern-Greifswald zu genehmigende Flachennutzungsplan zwischen Beschluss und
Veroffentlichung des Bebauungsplanes wirksam, beurteilt sich die Rechtmafigkeit des
Bebauungsplanes in dem Fall zuséatzlich nach dem Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1
BauGB; der Bebauungsplan bedarf dann keiner Genehmigung nach § 10 Abs. 2 BauGB mehr.
Andernfalls unterliegt der Bebauungsplan der Genehmigungspflicht.

2. Der Planzeichnung ist die Bezeichnung des Bebauungsplans als Satzung der Universitats- und
Hansestadt Greifswald, voranzustellen.

3. Die Planunterlage des B- Plans Nr. 105 ist zwingend mit einer Praambel (Einleitende
Rechtsbestimmungen) zu erganzen.

4. Die Breiten der in der Planzeichnung festgesetzten Verkehrsflachen, Verkehrsflachen mit
besonderen Zweckbestimmungen, Graben und Bahnanlagen, sind an relevanten Stellen zu
vermafien.

5. Die in der Planzeichnung durch Baugrenzen festgesetzten Giberbaubaren Grundstiicksflachen
(SO 2, SO 3 und MU) sind zu vermalien. Die Absténde dieser, in der Planzeichnung
festgesetzten Bauflachen zu den relevanten Flurstiickgrenzen/Grundsticksgrenzen, sind
ebenfalls zu vermalen.

6. Die Breite des in der Planzeichnung festgesetzten Grinflachen ist an den relevanten Stellen zu
vermafden.

7. Da es sich bei dem Bebauungsplan Nr. 105.2 um einen eigenstandigen Bebauungsplan
handett, sind die in der Planzeichnung durch Baugrenzen festgesetzten Uberbaubaren
Grundstucksflachen innerhalb des Geltungsbereiches dieser Satzung zu schliefen.
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8. Inder Planzeichnung werden die Grenzen der raumlichen Geitungsbereiche der sich dem
Geltungsbereich des B- Plans Nr. 105.2 westlich anschliefienden Satzungen unzulassiger
Weise durch Planzeichen iberdeckt. Diese Darstellung ist inhaltlich zu Gberdenken.

9. Die in der Planzeichenerklarung aufgefiihrten Planzeichen sind auf Vollstandigkeit zu prifen
(es fehlt bspw. die Planzeichenerklarung zu den in der Planzeichnung aufgefihrten
Planzeichen: SO 1, SO 2 und SO3).

10. Der in der textlichen Festsetzung 1.1.2.3 aufgefiihrte Verweis auf (Junker —Krause, 12/2018)
ist, welche keine Regelung darstellt, in die Begriindung zu verschieben oder ersatzlos zu
streichen.

11. Die in textlichen Festsetzung 1.3.4 aufgefihrte Rechtsgrundlage (§ 22 Abs. 2 BauNVO) ist auf
Richtigkeit zu priufen.
Der in dieser textlichen Festsetzung verwendete Begriff ,Abweichungen® ist inhaltlich zu
Uberdenken (,Ausnahmen®).

12. Die in den textlichen Festsetzungen |.4,getroffenen Regelungen zu Stellplatzen und
Nebenanlagen sind inhaltlich zu Uberdenken.
Die aufgefiihrten Rechtsgrundiagen sind auf Richtigkeit zu prifen.
Die Festsetzung zu den Stellplatzen fur mobilitdtseingeschrankte Personen kénnen
ausnahmsweise zugelassen werden, ergibt sich nicht aus den, den textlichen Festsetzungen
1.4 vorangestellten Normen.

13. Die Planunterlage ist zwingend mit den Verfahrensvermerken zu ergénzen.

14. Die Begriindung ist zwingend mit den zu erwarteten Kapazitaten zu erganzen.

15. Da die hier vorliegenden Beteiligungsunterlagen weder Uber einen Vorentwurf des
Umweltberichtes, noch lber eine Checkliste mit vorgeschlagenen Umfang und
Detaillierungsgrad der erforderlichen Umweltprifung, konnte dieser Teil auch nicht geprft
werden..

16. Im weiteren Planverfahren ist die Vereinbarkeit mit den naturschutzrechtlichen
Rechtsbestimmungen sowie die Vereinbarkeit mit den Zielen der Raumordnung
nachzuweisen.

2.2 SG Naturschutz

Die fachliche Stellungnahme des SG Naturschutz wird, sobald hier vorliegend, nachgereicht.

3. Amt fiir Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung
3.1 SG Abfallwirtschaft/immissionsschutz
3.1.1 SB Abfallwirtschaft/Bodenschutz

Bearbeiter: Herr Wieczorek; Tel.: 03834 8760 3237

Die untere Bodenschutzbehorde stimmt dem Vorhaben unter Beriicksichtigung folgender
Hinweise zu:

Wahrend der Baumafinahme auftretende Anzeichen auf Altlastverdachtsflachen (vererdete Mull-
korper, Verunreinigungen des Bodens, Oberflachen- und Grundwassers u. 8.) sind der unteren
Bodenschutzbehorde des Landkreises Vorpommern-Greifswald (Standort Greifswald) sofort
anzuzeigen. Die Arbeiten sind zu unterbrechen. Die Behdrde legt dann die weiteren Schritte fest.
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Treten wahrend der BaumaRnahme Uberschussbdden auf oder ist es notwendig, Fremdbéden auf-
oder einzubringen, so haben entsprechend § 7 BBodSchG die Pflichtigen Vorsorge gegen das
Entstehen schadlicher Bodenverunreinigungen zu treffen.

Die Forderungen der §§ 9 — 12 der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)
vom 12. Juli 1999 (BGBI. |, S. 1554) sind zu beachten. Dabei sind insbesondere die
Anforderungen der DIN 19371 (Ausgabe 5/98) zu beachten.

Im Rahmen der planerischen Abwéagung sind die Zielsetzungen und Grundséatze des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) vom 17. Marz 1998 (BGBI. I, S.502) in der zuletzt gliltigen
Fassung und des Landesbodenschutzgesetzes (LBodSchG M-V) vom 04.Juli 2011 (GVOBI. M-V,
S. 754) zu berlicksichtigen.

Die untere Abfallbehorde stimmt dem Vorhaben unter Beriicksichtigung folgender Hinweise zu:

Hinsichtlich der Abfallentsorgung sind noch verschiedene Probleme zu besprechen. Diesbeziiglich
findet am 19.02.2024 ein vor Ort Termin statt.

3.2 SG Wasserwirtschaft
Bearbeiterin: Frau Leis; Tel.: 03834 8760 3257

Die untere Wasserbehorde gibt zur vorgelegten Planung folgende Stellungnahme ab.

Oberflaichengewéasser

Das Vorhabensgebiet wird im Siiden durch den Fluss Ryck begrenzt.

Er ist in diesem Abschnitt Bundeswasserstrale sowie ein Fliefigewasser 1.0rdnung und unterliegt
aufgrund der GroRle seines Einzugsgebietes den Anforderungen der EG-Wasserrahmenrichtlinie
(EG-WRRL).

Es wird auf die Einhaltung der Artikel 1 und 4 der EG-WRRL hingewiesen, die jede nachteilige
Anderung des Zustandes eines Oberflichengewassers (Verschlechterungsverbot) untersagen.
Dabei sind Oberflaichengewasser zu schiitzen, zu verbessern und zu sanieren, mit dem Ziel, einen
guten Zustand der Oberflichengewasser (Zielerreichungsgebot) zu erreichen.

Derzeit befindet sich der Ryck (Wasserkérper RYZI-1900) in einem magigen 6kologischen und
nicht guten chemischen Zustand.

Durch das Vorhaben darf die WRRL-Zielerreichung nicht gefédhrdet werden und es darf zu keiner
Verschlechterung des Gewésserzustandes kommen. Die Umsetzung der Vorgaben der EG-WRRL
obliegt dem STALU Vorpommern.

Malnahmen, die dieses Gewasser oder seine Ufer betreffen, sind mit dem
unterhaltungspflichtigen Wasser- und Schifffahrtsamt Ostsee abzustimmen.

Von dem Vorhaben ist weiterhin der Graben 14/1 (Gewassercode 04.03.06) betroffen, der das
Plangebiet von nordwestlicher in siidéstlicher Richtung quert.

Der Graben 14/1 befindet sich nach § 40 WHG und § 63 Satz 1 Nr.2 Landeswassergesetz MV
(LWaG) in der Unterhaltungslast des Wasser- und Bodenverbandes ,Ryck/Ziese".

Zur Gewasserunterhaltung zahlt nach § 39 Abs.1 WHG u.a. die Sicherung eines
ordnungsgemaflen Wasserabflusses durch Erhaltung des Gewasserbettes, die Erhaltung und
Freihaltung der Ufer fiir den Wasserabfluss und die Erhaltung und Férderung der 6kologischen
Funktionsfahigkeit des Gewassers insbesondere als Lebensraum fiir Tiere und Pflanzen.

Gewasserrandstreifen dienen nach § 38 Abs.1 WHG der Erhaltung und Verbesserung
okologischer Gewasserfunktionen, der Wasserspeicherung, der Sicherung des Wasserabflusses
sowie der Verminderung von Stoffeintragen.

Innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortslagen gibt es keinen gesetzlich geschitzten
Gewasserrandstreifen.
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Die untere Wasserbehdrde des Landkreises VG kann jedoch gemaf § 38 Abs. 3 Satz 2 Nr.3 WHG
fur Gewésser oder Gewéasserabschnitte innerhalb bebauter Ortsteile Gewasserrandstreifen mit
einer angemessenen Breite festsetzen.

Diese Festsetzung ist im Rahmen eines B-Planverfahrens maglich.

In Abstimmung mit dem Wasser- und Bodenverbandes ,Ryck/Ziese" wird hiermit der
Gewasserrandstreifen auf 5 Meter ab der Boschungskannte beidseitig des Grabens 14/1
festgesetzt. Der Gewdasserrandstreifen ist entsprechend § 9 Abs.1 Nr.16 a Baugesetzbuch
(BauGB) und § 2 und Nr.10.3 der Anlage der Planzeichenverordnung (PZVO) in der
Planzeichnung (Teil A) zu kennzeichnen.

Verbote und Nutzungsbeschrankungen im Gewasserrandstreifen sind in § 38 Abs.4 WHG
festgelegt.

Ein Verbot fur die Errichtung von Anlagen erfolgt mit dieser Vorschrift nicht.

Dazu ist § 36 WHG in Verbindung mit § 82 LWaG zu beachten, diese regeln die Errichtung, den
Betrieb, die Unterhaltung und Stilllegung von wasserrechtlich zulassungsfreien baulichen Anlagen
in, an, Uber und unter oberirdischen Gewassern.

Die Zuwegung in das Plangebiet soli Gber die Ladebower Chaussee und einen vorhandenen
Durchlass im Graben 14/1 realisiert werden.

Dazu sind der bauliche Zustand und eine ausreichende Dimensionierung dieser Anlage zu priifen.
Machen sich bedingt durch das angezeigte Vorhaben bauliche Veranderungen oder ein Neubau
des Durchlasses erforderlich, sind entsprechend § 36 Abs.1 WHG und § 82 Abs.1,2 LWaG bei der
unteren Wasserbehotrde des Landkreises VG detaillierte Angaben zur Bauausfiihrung
einzureichen.

Die rechtlichen Grundlagen zum Gewasserrandstreifen sind in der Planzeichnung (Teil B), IIl.
Nachrichtliche Ubernahmen gemaR § 9 Abs.1 Nr.16, Abs.6 BauGB und Kennzeichnungen geman
§ 9 Abs.6a BauGB zu ergédnzen bzw. unter Pkt. 6. zu korrigieren.

Trinkwasser/Trinkwasserschutz

Trinkwasserschutzgebiete gemafn § 51 WHG oder Vorrangs- bzw. Vorbehaltsflachen zur
Trinkwassersicherung sind von der Planung nicht betroffen.

Hochwassergefahrdung

Der Planbereich liegt mit seinen Gelandehdhen zwischen — 0,5 und 1,90 m NHN unter dem
Bemessungshochwasserstand (BHW) fiir Greifswald.
Zusténdige Behorde fur Belange des Hochwasserschutzes ist das STALU Vorpommern.

Drainagen

Drainagen oder andere Entwésserungsanlagen sind im Vorfeld der ErschlieBung und Bebauung
maoglichst umfassend aufzuklaren und bei der ErschlieBungsplanung zu beriicksichtigen.

Niederschlagswasserbeseitigung

Niederschlagswasser ist gemaR § 55 Abs.1,2 WHG ordnungsgemaf und ohne Beeintrachtigung
des Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen.
Der Niederschlagswasserbegriff wird in § 54 Abs.1 Nr.2 WHG definiert.

Nach § 7 Abs.1 der Abwasserbeseitigungssatzung der Universitats- und Hansestadt Greifswald
besteht eine Anschluss- und Benutzungspflicht an die 6ffentlichen
Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen fur Anschlussberechtigte und das auf ihren
Grundstucken anfallende Niederschiagswasser.

Befreiungen davon sind in § 8 der Abwasserbeseitigungssatzung geregelt.
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Die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Oberflichengewaésser stellt eine Gewasser-
benutzung nach § 2 Abs.1 Nr.1; § 8 Abs.1 und § 9 Abs.1 Nr. 4 WHG dar, fir die ein Antrag auf
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis bei der unteren Wasserbehdrde des Landkreises VG
erforderlich ist.

Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist aufgrund des im Plangebiet vorhandenen hohen
Grundwasserstandes nicht generell maglich.

Sollte eine Versickerung von Niederschlagswasser entsprechend der Anforderungen des
Arbeitsblattes DWA-A 138 ,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von
Niederschlagswasser im Vorhabensgebiet zuldssig sein, ist fir die Errichtung der
Versickerungsanlage ein Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis zur Benutzung des Grundwassers
gemal § 2 Abs.1 Nr.3, § 8 Abs.1 und § 9 Abs.1 Nr.4 WHG bei der unteren Wasserbehorde des
Landkreises VG zu stellen. Die Einhaltung der Anforderungen des Arbeitsblattes DWA-A 138
,Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser” ist
nachzuweisen.

Teilbereiche des Vorhabensgebietes sind tiber eine offentliche Niederschlagswasserkanalisation
erschlossen.

Die Universitats- und Hansestadt Greifswald ist Inhaberin der wasserrechtlichen Erlaubnis (Az:
343.3.00.2015.012.01) vom 17.09.2015 fir die Einleitung des auf Verkehrsflachen sowie
befestigten Fiachen von Anliegergrundstiicken anfallenden Niederschlagswassers aus dem
nordlichen Abschnitt des Museumshafens zwischen Stralsunder und Salinenstralle in den Ryck.
Sollte sich der Umfang der erlaubten Niederschlagswassermenge durch Einleitungen aus dem
Vorhabensgebiet erhéhen, ist nach Auflage Nr.3.10 der wasserrechtlichen Erlaubnis (Az:
343.3.00.2015.012.01) eine Anzeige bei der unteren Wasserbehdrde des Landkreises VG
erforderlich.

- Die Angaben zur Niederschlagswasserbeseitigung in der Planzeichnung (Teil B),
IV. Hinweise sind unter Pkt. 2. zu korrigieren.

- Planzeichnung Text (Teil B)

I. Textliche Festsetzungen geman § 9 BauGB und BauNVO:
Unter Nr. 10.1 und Nr.10.2 werden Festlegungen zur Dachbegrinung getroffen. Diese Angaben
sind zu konkretisieren und die Festlegungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Universitats-
und Hansestadt Greifswald in § 9 - Brauchwassernutzung - sind zu beachten.
Auf Dachfidchen anfallendes Niederschlagswasser, das keiner unmittelbaren Beseitigung
zugefiihrt wird, sondern im Haushalt verwendet werden soll, ist als Schmutzwasser in die
offentliche Schmutzwasserkanalisation einzuleiten.
Wird das auf den Dachflachen anfallende Niederschlagswasser nicht als Brauchwasser genutzt, ist
eine ordnungsgemane Niederschlagswasserbeseitigung geman § 55 Abs.1,2 WHG zu
gewabhrleisten.

Schmutzwasserbeseitiqung

Das im Vorhabensgebiet anfallende Schmutzwasser ist in die 6ffentliche Schmutzwasser-
kanalisation einzuleiten.

Die Abwasserbeseitigungssatzung der Universitdts- und Hansestadt Greifswald ist zu beachten.
Nach § 9 Abs.6 BauGB sind gemeindliche Regeln zum Anschluss- und Benutzungszwang in den
Bebauungsplan nachrichtlich zu ubernehmen.

In diesem Zusammenhang ist auf § 5 Abs. 3 Satz 4 der Abwasserbeseitigungssatzung zur
Anschluss- und Benutzungspflicht flr Gaststéttenschiffe, die Uber einen stationaren Liegeplatz
verfligen sowie auf § 9 der Abwasserbeseitigungssatzung zur Brauchwasser-nutzung
hingewiesen.

Grundwasser
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Die Entnahme von Grundwasser im Rahmen einer Grundwasserhaltung bzw. —absenkung ist
geman § 8 Abs.1, § 9 Abs.2 Nr.1 WHG der unteren Wasserbehdrde des Landkreises VG
anzuzeigen.

Fur die Errichtung von Erdwarmesondenanlagen ist eine Erlaubnis zur Benutzung des
Grundwassers geman § 8 Abs.1, § 9 Abs.1 WHG bei der unteren Wasserbehorde des Landkreises
VG erforderlich.

4. Rechtsamt
4.1 SG Breitband
4.1.1 SB Breitband
Bearbeiter: Herr Hoffmann; Tel : 03834 8760 1243

Die Prifung hat ergeben, dass der eingereichte Antrag, Bereiche des geforderten
Breitbandausbaus berihrt.

Nach § 146 Absatz 2 Teilekommunikationsgesetz ist im Rahmen der Erschiieffung von
Neubaugebieten stets sicherzustellen, dass geeignete passive Netzinfrastrukturen fur ein Netz mit
sehr hoher Kapazitat mitverlegt werden.

Sollen einzelne Grundstiicke erschlossen werden Fragen sie bei dem unten aufgefuhrten
Telekommunikationsunternehmen nach.

Die Trasse wurde genehmigt, es handelt sich um das Projektgebiet VG27_10 Cluster11_001. Das
Projektgebiet VG27_10 befindet sich gerade in der Planungs-/Umsetzungsphase.

Fur einen genauen Trassenverlauf oder einer Mitverlegung kontaktieren sie das ausflhrende
Telekommunikationsunternehmen:

Anschrift: AEP Pliickhahn Netze GmbH
Breite Stralke 18b
17438 Wolgast
Ansprechpartner: Frank Pluckhahn
Email: aep@aepservice.de
Telefon: 03836/27770

5. Ordnungsamt
5.1 SG Brand- und Katastrophenschutz
5.1.1 SB Katastrophenschutz
Bearbeiter: Herr Freisleben, Tel.: 03834 8760 2813

Die untere Katastrophenschutzbehorde aufiert sich zum Vorhaben wie folgt:
» Munitionsgefahrdung

Im Kampfmittelkataster des Landes Mecklenburg-Vorpommern sind keine Eintragungen zu einer
Kampfmittelbelastung flr das Vorhaben vorhanden.

Sollten im Verlauf der Umsetzung eines Vorhabens trotz negativer Auskunft wider Erwarten
Kampfmittel bei Arbeiten entdeckt werden, so sind die Arbeiten einzustellen, der Fundort zu
raumen und abzusperren. Nachfolgend hat die Meldung uUber den Notruf der Polizei oder die
nachste Polizeidienststelle an den Munitionsbergungsdienst M-V zu erfolgen. Gemaf § 5 Abs. 1
Kampfmittelverordnung M-V ist die Fundstelle der értlichen Ordnungsbehorde beim zustéandigen
Amt unverzuglich anzuzeigen.
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* Kreisgefahrdungsanalyse; Hier: Sturmflut/-hochwasser

Flr das Vorhabengebiet liegen Informationen zur Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie mit den
Ergebnissen und Darstellungen Hochwassergefahren- und -risikokarte, potentielle
Uberflutungsflachen und Risikogebiete des Landesamt fiir Umwelt, Naturschutz und Geologie
Mecklenburg-Vorpommern vor.

In den nachfolgenden Darstellungen sind die potentielien Uberflutungsrdume nach den
Hochwasserwahrscheinlichkeiten geman den Ergebnissen der Hochwasserrisikomanagement-
Richtlinie (HWRM-RL) und die méglichen Uberflutungsflachen bei Ausiésung von
Hochwasseralarmstufen auf der Basis der Hochwasserschutzanalyse des Landkreises
Vorpommern Greifswald aufgezeigt.

i Uberflutungsraum - haufige (hoch)
Hochwasserereigniswahrscheinlichkeit
fur
- ein Binnengewasser HQ10 und
- ein Kustengewasser HW20
Uberflutungsraum - mittiere
Hochwasserereigniswahrscheinlichkeit
fur
- ein Binnengewasser HQ100 (Der
hochste gemessene Hochwasserstand
entspricht Hochwasser das imal in 100
lahren auftritt) und
- ein Kustengewasser HW 200
Uberflutungsraum - extreme {selten)
Hochwasserereigniswahrscheinlichkeit
fur
- ein Binnengewasser HQ 200 + Versagen
SR \\\.\_\}\\Q{ der Hochwasserschutzanlagen und
\‘\;\\\\\\\S‘X - beiKustengewasser HW200 +
\Qs N \Q‘}‘\‘ Klimazuschlag + Versagen der
NSRN

]
\i‘:?“ Hochwasserschutzanlagen

AS1-AS2
T AS2-AS3
[] AS3-As4

AS 4 - BHW
unterhalb AS 1

¢ Andere Risiken oder Gefahren sind uns zurzeit nicht bekannt.

Mit freundlichen Grifken
Im Auftrag

Viktor Streich
Sachbearbeiter
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Stralsund, 19.03.24

Bebauungsplan Nr. 105.2 ,,Steinbeckervorstadt-Ost“ der Universitats- und Hansestadt
Greifswald

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fur die Ubergabe der Unterlagen zum im Betreff genannten Vorhaben.

Auf der Grundlage der vorgelegten Unterlagen wird festgestellt, dass durch den Bebauungsplan
(BBP) Nr. 105.2 ,Steinbeckervorstadt-Ost “ in Greifswald keine wasserwirtschaftlichen Anlagen
in Zustandigkeit des Staatlichen Amtes fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern (StALU VP)
betroffen sind und naturschutzrechtlichen Belange des StALU VP berihrt werden.

Belange des Kiisten- und Hochwasserschutzes

GemaR § 107 Abs. 4 Nr. 1 und 2 LWaG sind die StALU fir Gewasser 1. Ordnung und den
Kustenschutz zustandig. Die ortliche Zustandigkeit des StALU VP ergibt sich aus
§ 3 LwUmwuLBehV MV.

Der B-Planbereich Nr. 105.2 ,Steinbeckervorstadt-Ost” liegt am ,Ryck” (oberhalb der
Steinbecker Briicke - Gewasser 2. Ordnung).

Im Greifswalder Bodden kénnen erhdhte Wasserstande infolge Sturmhochwasser in der Ostsee
auftreten. Entsprechend der Richtlinie 2-5/2022 ,Referenzhochwasserstand und
Bemessungshochwasserstand" des Regelwerks Kustenschutz M-V betragt der

- Referenzhochwasserstand (RHW) 2,40 m NHN.
Der RHW entspricht in etwa einem HWy o (Hochwasser mit statistischer
Wiederkehrwahrscheinlichkeit von 1 Mal in 200 Jahren).

- Bemessungshochwasserstand (BHW) 3,40 m NHN.
Der BHW bericksichtigt zusatzlich zum RHW ein Vorsorgemal} von 1,00 m/100 a zur
Beriicksichtigung eines beschleunigten, klimawandelinduzierten Meeresspiegelanstiegs.

Die Hansestadt Greifswald wird durch ein komplexes Kiustenschutzsystem, u.a. dem Sperrwerk
an der Ryckmindung mit den seitlichen Anschlussdeichen Wieck und Eldena, geschitzt.

Der Ausbau der Kusten- und HochwasserschutzmaRnahmen erfolgte auf Grundlage der
ehemaligen Richtlinie 2-5/2012 des Regelwerks "Kustenschutz M-V".

Hausanschrift: Telefon: 0385 / 588 68-000
Staatliches Amt fur Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern Telefax: 0385 /588 68-800
Badenstrafle 18, 18439 Stralsund E-Mail: poststelle@staluvp.mv-regierung.de

Postanschrift: Webseite: www.stalu-vorpommern.de

Postfach 2541, 18412 Stralsund
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Unabhéngig des hierdurch perspektivisch notwendigen Ertlichtigungs-/Anpassungsbedarfs der
Kustenschutzanlagen am Greifswalder Bodden wird sich auch ein erhéhter
Meereswasserspiegel auf das SchlieRregime des Sperrwerkes und die sowoh! Normal- als auch
Hochwasserstande des Rycks auswirken.

Angesichts des prognostizierten Meeresspiegelanstieges von 1 m in den nachsten 100 Jahren
wird sich auch der Mittelwasserstand des Ryck dramatisch erhéhen, so dass mittel- bis
langfristig mit einem Zustrom von Grundwasser aus Norden, Osten und Siden zu rechnen ist.
Hierdurch ist eine dauerhafte Uberflutung tieferliegender Bereiche des B-Plans zu befiirchten,
aulerdem sind Auswirkungen auf die geplanten baulichen Anlagen und insbesondere ihre
Grindungen sehr wahrscheinlich.

In Pkt. 5.4 ,Hochwasserrisiko“ der Begriindung zum B-Plan werden Aussagen zur
Hochwassergefahrdung, zum Hochwasserschutz sowie zur Hochwassergefahrdung bei
Versagen der Hochwasserschutzanlagen der Universitéts- und Hansestadt Greifswald
getroffen. Das VorsorgemaR wurde in den Ausfilhrungen bereits bertcksichtigt.

Weiterhin wird die Hochwassergefahrdung durch erhéhte Wasserstande im Ryck beim
Zusammentreffen einer auerordentlich langanhaitenden Sturmflut und hiermit geschlossenem
Sperrwerk mit gleichzeitigen sehr hohen Binnenabfliissen im Ryck (extremer Niederschlag
oder Schneeschmelze) und damit zu erwartenden Wasserstanden von 1,35 m NHN dargelegt.
Aufgrund der Geldndehéhen zwischen -0,5 und 1,90 m NHN kann eine Hochwassergefahrdung
fur Teilbereiche des B-Plangebietes nicht ausgeschlossen werden.

Die getroffenen Festsetzungen zum Schutz vor Hochwasser sind aus Sicht des Kiisten- und
Hochwasserschutz ausreichend.

In Teil B, Pkt. |, 2.2.2 des B-Plans sowie Pkt. 5.4,Hochwasserrisiko* der Begriindung zum B-
Plan sind MaRnahmen zur Vermeidung bzw. Minderung einer Hochwassergefahrdung der
baulichen Anlagen (Festsetzung der Oberkante FuRlboden bei Aufenthaltsrdumen von
Wohnungen und von Rdumen mit einer Beherbergung auf mind. 2,00 m NHN sowie der
Festsetzung der Oberkante des Fullbodens fiir betreutes Wohnen und von
Transformatorstationen tiber dem Niveau des Bemessungshochwassers (BHW) festgesetzt.
Wie oben bereits erwéhnt, sind Anderungen des BHW nicht auszuschlieRen. In der Begrindung
(5.4 Hochwasserrisiko) wird auf 3,40 m NHN abgestellt, ggf. ist eine konkrete Héhenangabe
auch in der textlichen Festsetzung 2.2.2 sinnvoll.

Belange der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Die WRRL stellt den Mitgliedstaaten das Ziel, innerhalb realisierbarer Zeitraume einen ~guten
Zustand” der Gewasser herzustellen. GemaR dieser Richtlinie und den in der Folge erlassenen
Rechtsvorschriften des Bundes und des Landes M-V hatte die Wasserwirtschaftsverwaltung
des Landes bis Ende 2009 Bewirtschaftungspléane und MaRnahmenprogramme zur Erreichung
der Umweltziele in den Gewassern Mecklenburg-Vorpommerns aufzustellen. Die
Fortschreibung fur den dritten Bewirtschaftungszeitraum 2022 bis 2027 wurde 2021
durchgeflihrt. Mit Veroffentlichung im Amtlichen Anzeiger Nr. 54/2021 vom 20. Dezember 2021
(AmtsBl. M-V/ AAZ. 2021 S.641) wurden die das Land M-V betreffenden Bewirtschaftungsplane
und MaRnahmenprogramme fiir die Flussgebietseinheiten (FGE) Elbe, Oder, Schlei/Trave und
Warnow/Peene zur Umsetzung der WRRL fir den dritten Bewirtschaftungszeitraum 2022 bis
2027 fur behérdenverbindlich erklart (§ 130a Absatz 4 LWaG).




Die folgenden im rdumlichen Zusammenhang stehenden vier Bebauungspléne der Hansestadt
Greifswald:

Bebauungsplan Nr. 3 — Stralsunder Strafte
Bebauungsplan Nr. 105 - Steinbeckervorstadt
Bebauungsplan Nr. 105.1 — Steinbeckervorstadt Nord
Bebauungsplan Nr. 105.2 — Steinbeckervorstadt Ost

befinden sich in der FGE Warnow/ Peene im WRRL- Planungsgebiet Kiistengebiet Ost und hier
im Bearbeitungsgebiet der Bewirtschaftungsvorplanung Ryck. Sudlich der Plangebiete verlauft
der WRRL-berichtspflichtige Ryck (Wasserkorper RYZI-1900).

Als ein natiirliches FlieRgewasser ist der Ryck geméaR § 27 WHG so zu bewirtschaften, dass
eine Verschlechterung seines dkologischen und chemischen Zustandes vermieden und der
,gute Zustand" bis 2027 erreicht wird. Aufgrund struktureller Defizite, Nahrstoffbelastungen und
einer maRigen biologischen Ausstattung erreicht der Ryck derzeit erst den ,magigen
dkologischen Zustand®.

Fur den dritten Bewirtschaftungszeitraum (2022-2027) wurde im Bewirtschaftungsplan der FGE
Warnow/ Peene zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele fur den Ryck als
MaRnahmenschwerpunkt die Reduzierung der Nahrstoffeintrage festgelegt.

Laut Unterlagen ist das Entwasserungssystem in den vier Plangebieten mit Funktionsdefiziten
behaftet. Derzeit erfolgt die Entwasserung teilweise Uber die bestehende offentliche
Regenwasserkanalisation. Durch die zusétzliche Bebauung und Flachennutzung wird ein
erhéhter Anfall an Niederschlagswasser erwartet, insbesondere bei Starkregenereignissen.

Hinsichtlich einer méglichen Ableitung des Niederschlagswassers Uber die vorhandene
Kanalisation bzw. Uber das umliegende Grabensystem in den Ryck wird vorsorglich auf die
Einhaltung der Artikel 1 und 4 der EG-WRRL hingewiesen, die jede nachteilige Anderung des
Zustandes eines Oberflachengewassers (Verschlechterungsverbot) untersagen, wobei alle
Oberflachengewasser zu schiltzen, zu verbessern und zu sanieren sind, mit dem Ziel, einen
guten Zustand der Oberflachengewasser (Zielerreichungsgebot) zu erreichen.

Zur Reduzierung der punktuelien Stoffeintrage/ Belastungen ist das Minderungspotenzial
bereits an der ,Quelle* zur Senkung der Stoffeintrage auszuschépfen und alle mdglichen
MaRnahmen zur Vorreinigung des zuflieRenden Oberflachenwassers Vorort vorzusehen.

In diesem Zusammenhang wird empfohlen, fur die Bewertung der stofflichen Belastung des
Niederschlagswassers im Plangebiet und der Notwendigkeit, dieses vor Einleitung in die Vorflut
zu behandeln, als auch fur die Ermittlung erforderlicher Mainahmen und Wirksamkeiten zum
Stoffriickhalt das DWA-Merkblatt M153 nur noch eingeschrankt zu verwenden. Insbesondere
sind die Regelungen der DWA-/ BWK - Arbeitsblatter A-102-1/ BWK-A-3-1, DWA-A-102-

2/ BWK-A-3-2 und DWA-Merkblatt-102-4/ BWK-A-3-4 (Regenwasserbewirtschaftung) zu
beachten und nur die noch giiltigen Abschnitte des DWA-Merkblattes M153 anzuwenden.

Hinsichtlich erforderlicher Kompensation ist zu prifen, ob der Ausgleich von Eingriffen in den
Naturhaushalt durch Umsetzung von WRRL-MaRnahmen zur Wiederherstellung der
Durchwanderbarkeit sowie zur Verbesserung der Gewassermorphologie an FlieBgewassern im
Landkreis Vorpommern-Greifswald erbracht werden kann.



Aus der Sicht der von meinem Amt zu vertretenden Belange des anlagenbezogenen

Immissionsschutzes und Abfallrechts bestehen gegenuber der 0.g. Planung keine Bedenken
und Hinweise.

Mit freun?iﬁh"éh GriRen

atthia§ Wolters

WHG - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) vom 31.07.2009 (BGBI. 1 S. 2585), zuletzt gesindert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22.12.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 409)

LWaG - Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG) vom 30.11.1992 (GVOBI. M-V 1992 S. 669), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 08.06.2021 (GVOBI. M-V S. 866)

LwUmwuLBehV MV - Landesverordnung iiber die Errichtung von unteren Landesbehérden der Landwirtschafts- und

Umweltverwaltung vom 03.06.2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 310), zuletzt geandert durch Verordnung vom 24.03.2023 (GVOBI. M-v
S. 563)

Allgemeine Datenschutzinformation:
Der Kontakt mit dem Staatlichen Amt fiir Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von
Ihnen ggf. mitgeteilten perséniichen Daten verbunden (Rechtsgrundlage:

Ant. 6 Abs. 1e DSGVO i.V.m, § 4 Abs. 1 DSG M-V). Weitere Informationen erhalten Sie unter www.regierung-mv.de/Datenschutz.





